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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 920/2009 DER KOMMISSION 

vom 2. Oktober 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 3. Oktober 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 2. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MK 29,4 
ZZ 29,4 

0707 00 05 TR 127,2 
ZZ 127,2 

0709 90 70 TR 110,1 
ZZ 110,1 

0805 50 10 AR 81,0 
CL 103,4 
TR 91,1 
UY 88,0 
ZA 72,9 
ZZ 87,3 

0806 10 10 BR 235,1 
EG 159,5 
TR 100,6 
US 152,0 
ZZ 161,8 

0808 10 80 CL 85,7 
NZ 67,8 
US 83,8 
ZA 71,0 
ZZ 77,1 

0808 20 50 AR 82,8 
CN 33,7 
TR 95,7 
ZA 76,1 
ZZ 72,1 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 921/2009 DER KOMMISSION 

vom 1. Oktober 2009 

über ein Fangverbot für Lumb in den EG- und den internationalen Gewässern der Gebiete V, VI und 
VII für Schiffe unter der Flagge Frankreichs 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom 
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut­
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der gemeinsamen Fi­
schereipolitik ( 1 ), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom 
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für 
die gemeinsame Fischereipolitik ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 21 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 43/2009 des Rates vom 
16. Januar 2009 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
und begleitenden Fangbedingungen für bestimmte Fisch­
bestände und Bestandsgruppen in den Gemeinschafts­
gewässern sowie für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern 
mit Fangbeschränkungen (2009) ( 3 ) sind die Quoten für 
das Jahr 2009 vorgegeben. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2009 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher müssen die Befischung dieses Bestands, die Auf­
bewahrung an Bord sowie das Umladen und Anlanden 
von Fängen aus diesem Bestand verboten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2009 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als erschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Die Aufbewahrung an Bord sowie das Umladen und Anlanden 
von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen 
nach diesem Zeitpunkt getätigt werden, sind verboten. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 1. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Fokion FOTIADIS 
Generaldirektor für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 21/T&Q 

Mitgliedstaat Frankreich 

Bestand USK/567EI. 

Art Lumb (Brosme brosme) 

Gebiet V, VI und VII (EG- und internationale Gewässer) 

Zeitpunkt 2.9.2009
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2009/104/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. September 2009 

über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln 
durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der 

Richtlinie 89/391/EWG) 

(kodifizierte Fassung) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 137 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 89/655/EWG des Rates vom 
30. November 1989 über Mindestvorschriften für Sicher­
heit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeits­
mitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Ein­
zelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richt­
linie 89/391/EWG) ( 3 ) wurde mehrfach und erheblich ge­
ändert ( 4 ). Aus Gründen der Klarheit und der Übersicht­
lichkeit empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren. 

(2) Die vorliegende Richtlinie ist eine Einzelrichtlinie im 
Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die 

Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitneh­
mer bei der Arbeit ( 5 ). Die Bestimmungen der Richtlinie 
89/391/EWG finden daher auf die Benutzung von Ar­
beitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit in vollem 
Umfang Anwendung, unbeschadet strengerer oder spezi­
fischer Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie. 

(3) In Artikel 137 Absatz 2 des Vertrags ist vorgesehen, dass 
der Rat durch Richtlinien Mindestvorschriften erlassen 
kann, um die Verbesserung insbesondere der Arbeits­
umwelt zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit 
der Arbeitnehmer zu fördern. 

(4) Gemäß demselben Artikel sollen die Richtlinien keine 
verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auf­
lagen vorschreiben, die der Gründung und Entwicklung 
von Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen. 

(5) Die aufgrund des Artikels 137 Absatz 2 des Vertrags 
erlassenen Bestimmungen hindern die Mitgliedstaaten 
nicht daran, strengere Maßnahmen zum Schutz der Ar­
beitsbedingungen beizubehalten oder zu treffen, die mit 
dem Vertrag vereinbar sind. 

(6) Die Einhaltung von Mindestvorschriften zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei Benut­
zung von Arbeitsmitteln ist eine unabdingbare Voraus­
setzung für die Gewährleistung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer. 

(7) Die Verbesserung der Sicherheit, der Arbeitshygiene und 
des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeits­
platz ist ein Ziel, das nicht rein wirtschaftlichen Über­
legungen untergeordnet werden kann. 

(8) Bei der Arbeit an hoch gelegenen Arbeitsplätzen können 
die Arbeitnehmer besonders großen Gefahren für ihre 
Sicherheit und Gesundheit ausgesetzt sein, insbesondere 
der Absturzgefahr und der Gefahr anderer schwerer Ar­
beitsunfälle, die einen hohen Prozentsatz der Unfälle, 
insbesondere der tödlichen Unfälle, ausmachen.
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(9) Die vorliegende Richtlinie stellt einen konkreten Beitrag 
zur Ausgestaltung der sozialen Dimension des Binnen­
marktes dar. 

(10) Gemäß der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften und der Vorschriften für die 
Dienste der Informationsgesellschaft ( 1 ) müssen die Mit­
gliedstaaten der Kommission alle Entwürfe von tech­
nischen Vorschriften für Maschinen, Apparate und Anla­
gen mitteilen. 

(11) Die vorliegende Richtlinie stellt das geeignetste Mittel dar, 
um die angestrebten Ziele zu erreichen; sie geht nicht 
über das hierfür erforderliche Maß hinaus. 

(12) Diese Richtlinie sollte die Verpflichtungen der Mitglied­
staaten hinsichtlich der in Anhang III Teil B genannten 
Fristen für die Umsetzung der dort genannten Richtlinien 
in innerstaatliches Recht unberührt lassen — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Ziel der Richtlinie 

(1) Diese Richtlinie ist die zweite Einzelrichtlinie im Sinne 
von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG; sie legt 
Mindestvorschriften in Bezug auf Sicherheit und Gesundheits­
schutz bei der Benutzung von Arbeitsmitteln nach Artikel 2 
durch Arbeitnehmer bei der Arbeit fest. 

(2) Die Richtlinie 89/391/EWG findet auf den gesamten in 
Absatz 1 genannten Bereich in vollem Umfang Anwendung, 
unbeschadet strengerer oder spezifischer Bestimmungen der vor­
liegenden Richtlinie. 

Artikel 2 

Definitionen 

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als 

a) „Arbeitsmittel“: alle Maschinen, Apparate, Werkzeuge oder 
Anlagen, die bei der Arbeit benutzt werden, 

b) „Benutzung von Arbeitsmitteln“: alle ein Arbeitsmittel betref­
fenden Tätigkeiten wie An- oder Abschalten, Gebrauch, 
Transport, Instandsetzung, Umbau, Instandhaltung und War­
tung, einschließlich insbesondere Reinigung, 

c) „Gefahrenzone“: der Bereich innerhalb und/oder im Umkreis 
eines Arbeitsmittels, in dem die Sicherheit oder die Gesund­
heit eines sich darin aufhaltenden Arbeitnehmers gefährdet 
ist, 

d) „gefährdeter Arbeitnehmer“: ein Arbeitnehmer, der sich ganz 
oder teilweise in einer Gefahrenzone befindet, 

e) „Bedienungspersonal“: der oder die für die Benutzung eines 
Arbeitsmittels zuständige(n) Arbeitnehmer. 

KAPITEL II 

PFLICHTEN DES ARBEITSGEBERS 

Artikel 3 

Allgemeine Pflichten 

(1) Der Arbeitgeber trifft die erforderlichen Vorkehrungen, 
damit die den Arbeitnehmern im Unternehmen bzw. Betrieb 
zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel für die jeweiligen Arbei­
ten geeignet sind oder zweckentsprechend angepasst werden, so 
dass bei der Benutzung die Sicherheit und der Gesundheits­
schutz der Arbeitnehmer gewährleistet sind. 

Bei der Auswahl der einzusetzenden Arbeitsmittel berücksichtigt 
der Arbeitgeber die besonderen Bedingungen und Eigenschaften 
der Arbeit sowie die insbesondere am Arbeitsplatz bestehenden 
Gefahren für die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitneh­
mer im Unternehmen bzw. im Betrieb oder die Gefahren, die 
aus der Benutzung der betreffenden Arbeitsmittel zusätzlich 
erwachsen. 

(2) Ist es nicht möglich, demgemäß die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei der Benutzung der 
Arbeitsmittel in vollem Umfang zu gewährleisten, so trifft der 
Arbeitgeber die geeigneten Maßnahmen, um die Gefahren wei­
testgehend zu verringern. 

Artikel 4 

Vorschriften für die Arbeitsmittel 

(1) Unbeschadet des Artikels 3 beschafft sich der Arbeitgeber 
Arbeitsmittel bzw. benutzt Arbeitsmittel, die, 

a) sofern sie den Arbeitnehmern erstmalig nach dem 
31. Dezember 1992 im Unternehmen bzw. Betrieb zur Ver­
fügung gestellt werden, 

i) den Bestimmungen aller geltenden einschlägigen Gemein­
schaftsrichtlinien entsprechen; 

ii) den Mindestvorschriften im Sinne des Anhangs I entspre­
chen, wenn keine andere Gemeinschaftsrichtlinie anwend­
bar ist oder wenn eine etwaige andere Gemeinschafts­
richtlinie nur teilweise anwendbar ist;
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b) sofern sie den Arbeitnehmern am 31. Dezember 1992 im 
Unternehmen bzw. Betrieb bereits zur Verfügung stehen, 
spätestens vier Jahre nach diesem Zeitpunkt den Mindestvor­
schriften im Sinne des Anhangs I entsprechen; 

c) im Fall besonderer Arbeitsmittel, die den Vorschriften des 
Anhangs I Nummer 3 unterliegen und den Arbeitnehmern 
am 5. Dezember 1998 im Unternehmen bzw. Betrieb bereits 
zur Verfügung stehen, unbeschadet Buchstabe a Ziffer i und 
abweichend von Buchstabe a Ziffer ii und von Buchstabe b 
spätestens vier Jahre nach diesem Zeitpunkt den Mindestvor­
schriften im Sinne des Anhangs I entsprechen. 

(2) Der Arbeitgeber trifft die erforderlichen Vorkehrungen, 
damit die Arbeitsmittel während der gesamten Zeit der Benut­
zung durch entsprechende Wartung auf einem Niveau gehalten 
werden, das sicherstellt, dass sie Absatz 1 Buchstabe a bzw. 
Buchstabe b entsprechen. 

(3) Die Mitgliedstaaten legen nach Anhörung der Sozialpart­
ner unter Berücksichtigung der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten oder Praktiken die Modalitäten fest, mit denen ein Sicher­
heitsniveau erreicht werden kann, das den mit Anhang II ver­
folgten Zielen entspricht. 

Artikel 5 

Überprüfung der Arbeitsmittel 

(1) Der Arbeitgeber sorgt dafür, dass die Arbeitsmittel, deren 
Sicherheit von den Montagebedingungen abhängt, durch im 
Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Praktiken 
hierzu befähigte Personen nach der Montage und vor der ersten 
Inbetriebnahme einer Erstüberprüfung und nach jeder Montage 
auf einer neuen Baustelle oder an einem neuen Standort einer 
Überprüfung unterzogen werden, um sich von der korrekten 
Montage und vom korrekten Funktionieren dieser Arbeitsmittel 
zu überzeugen. 

(2) Damit die Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften einge­
halten und Schäden, welche zu gefährlichen Situationen führen 
können, rechtzeitig entdeckt und behoben werden können, 
sorgt der Arbeitgeber dafür, dass die Arbeitsmittel, die Schäden 
verursachenden Einflüssen unterliegen, 

a) durch im Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
Praktiken hierzu befähigte Personen regelmäßig überprüft 
und gegebenenfalls erprobt werden und 

b) durch im Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
Praktiken hierzu befähigte Personen jedes Mal einer außer­
ordentlichen Überprüfung unterzogen werden, wenn außer­
gewöhnliche Ereignisse stattgefunden haben, die schädigende 
Auswirkungen auf die Sicherheit des Arbeitsmittels haben 
können, beispielsweise Veränderungen, Unfälle, Naturereig­
nisse, längere Zeiträume, in denen das Arbeitsmittel nicht 
benutzt wurde. 

(3) Die Ergebnisse der Überprüfungen werden schriftlich fest­
gehalten und stehen den zuständigen Behörden zur Verfügung. 
Sie werden während eines angemessenen Zeitraums aufbewahrt. 

Werden die betreffenden Arbeitsmittel außerhalb des Unterneh­
mens eingesetzt, ist ihnen ein Nachweis über die Durchführung 
der letzten Überprüfung beigefügt. 

(4) Die Mitgliedstaaten legen die Modalitäten dieser Überprü­
fungen fest. 

Artikel 6 

Spezifisch gefährliche Arbeitsmittel 

Ist die Benutzung eines Arbeitsmittels mit einer möglichen spe­
zifischen Gefährdung der Sicherheit oder Gesundheit der Arbeit­
nehmer verbunden, so trifft der Arbeitgeber die erforderlichen 
Vorkehrungen, damit 

a) die Benutzung des Arbeitsmittels den hierzu beauftragten 
Personen vorbehalten bleibt; 

b) Instandsetzungs-, Umbau-, Instandhaltungs- und Wartungs­
arbeiten nur von eigens hierzu befugten Arbeitnehmern 
durchgeführt werden. 

Artikel 7 

Ergonomie und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 

Der Arbeitsplatz und die Körperhaltung, die die Arbeitnehmer 
bei der Benutzung der Arbeitsmittel einnehmen müssen, sowie 
die ergonomischen Grundsätze werden vom Arbeitgeber bei der 
Anwendung der Mindestvorschriften für die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz in jeder Hinsicht berücksichtigt. 

Artikel 8 

Unterrichtung der Arbeitnehmer 

(1) Unbeschadet des Artikels 10 der Richtlinie 89/391/EWG 
trifft der Arbeitgeber die erforderlichen Vorkehrungen, damit 
den Arbeitnehmern angemessene Informationen und gegebe­
nenfalls Betriebsanleitungen für die bei der Arbeit benutzten 
Arbeitsmittel zur Verfügung stehen. 

(2) Die Informationen und die Betriebsanleitungen enthalten 
zumindest folgende Angaben in Bezug auf die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz: 

a) Einsatzbedingungen des jeweiligen Arbeitsmittels; 

b) absehbare Störfälle; 

c) Rückschlüsse aus den bei der Benutzung von Arbeitsmitteln 
gegebenenfalls gesammelten Erfahrungen.
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Die Arbeitnehmer müssen auf die sie betreffenden Gefährdun­
gen, auf die in ihrer unmittelbaren Arbeitsumgebung vorhande­
nen Arbeitsmittel sowie auf entsprechende Veränderungen auf­
merksam gemacht werden, sofern diese Veränderungen jeweils 
Arbeitsmittel in ihrer unmittelbaren Arbeitsumgebung betreffen, 
auch wenn sie diese Arbeitsmittel nicht direkt benutzen. 

(3) Die Informationen und die Betriebsanleitungen müssen 
für die betroffenen Arbeitnehmer verständlich sein. 

Artikel 9 

Unterweisung der Arbeitnehmer 

Unbeschadet des Artikels 12 der Richtlinie 89/391/EWG trifft 
der Arbeitgeber die erforderlichen Vorkehrungen, damit 

a) die mit der Benutzung der Arbeitsmittel beauftragten Arbeit­
nehmer eine angemessene Unterweisung — auch in Bezug 
auf die mit der Benutzung gegebenenfalls verbundenen Ge­
fahren — erhalten; 

b) die in Artikel 6 Buchstabe b genannten Arbeitnehmer eine 
angemessene Spezialunterweisung erhalten. 

Artikel 10 

Anhörung und Beteiligung der Arbeitnehmer 

Gemäß Artikel 11 der Richtlinie 89/391/EWG hören die Arbeit­
geber die Arbeitnehmer bzw. deren Vertreter in den unter die 
vorliegende Richtlinie — einschließlich ihrer Anhänge — fallen­
den Bereichen an und ermöglichen deren Beteiligung. 

KAPITEL III 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

Artikel 11 

Änderung der Anhänge 

(1) Zusätzliche Mindestvorschriften für besondere Arbeitsmit­
tel gemäß Anhang I Nummer 3 werden vom Europäischen 
Parlament und vom Rat nach dem Verfahren des Artikels 137 
Absatz 2 des Vertrags in den Anhang I eingefügt. 

(2) Rein technische Anpassungen der Anhänge werden nach 
dem in Artikel 17 Absatz 2 der Richtlinie 89/391/EWG ge­
nannten Verfahren vorgenommen, wenn sie bedingt sind 

a) durch zur technischen Harmonisierung und Normung erlas­
sene Richtlinien über Arbeitsmittel oder 

b) durch den technischen Fortschritt, die Entwicklung der in­
ternationalen Regelungen oder Spezifikationen oder der 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Arbeitsmittel. 

Artikel 12 

Schlussbestimmungen 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen oder bereits erlassen 
haben. 

Artikel 13 

Die Richtlinie 89/655/EWG, in der Fassung der in Anhang III 
Teil A aufgeführten Richtlinien, wird unbeschadet der Verpflich­
tungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang III Teil B 
genannten Fristen für die Umsetzung der dort genannten Richt­
linien in innerstaatliches Recht aufgehoben. 

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verwei­
sungen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe 
der Entsprechungstabelle in Anhang IV zu lesen. 

Artikel 14 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 16. September 2009. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
J. BUZEK 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. MALMSTRÖM
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ANHANG I 

MINDESTVORSCHRIFTEN 

(nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii und Buchstabe b) 

1. Vorbemerkung 

Die Anforderungen dieses Anhangs gelten nach Maßgabe dieser Richtlinie in den Fällen, in denen mit dem 
betreffenden Arbeitsmittel ein entsprechendes Risiko verbunden ist. 

Sofern die nachstehenden Mindestvorschriften für bereits in Betrieb genommene Arbeitsmittel gelten, erfordern sie 
nicht unbedingt dieselben Maßnahmen wie die grundlegenden Anforderungen, die für neue Arbeitsmittel gelten. 

2. Für Arbeitsmittel geltende allgemeine Mindestvorschriften 

2.1. Die Betätigungssysteme eines Arbeitsmittels, die Einfluss auf die Sicherheit haben, müssen deutlich sichtbar sein 
und als solche identifizierbar sein und gegebenenfalls entsprechend gekennzeichnet werden. 

Abgesehen von einigen gegebenenfalls erforderlichen Ausnahmen müssen die Betätigungssysteme außerhalb der 
Gefahrenzone so angeordnet sein, dass ihre Bedienung keine zusätzlichen Gefahren mit sich bringen kann. Aus 
einer unbeabsichtigten Betätigung darf keine Gefahr entstehen. 

Vom Hauptbedienungsstand aus muss sich das Bedienungspersonal erforderlichenfalls vergewissern können, dass 
sich keine Personen in den Gefahrenzonen aufhalten. Ist dies nicht möglich, muss der Inbetriebsetzung automatisch 
ein sicheres System wie z. B. ein akustisches oder optisches Warnsignal vorgeschaltet sein. Gefährdete Arbeitneh­
mer müssen die Zeit oder die Möglichkeit haben, sich den Gefahren in Verbindung mit dem Inbetriebsetzen bzw. 
Abschalten des Arbeitsmittels rasch zu entziehen. 

Die Betätigungssysteme müssen sicher sein; bei ihrer Auswahl sind die Ausfälle, Störungen und Zwänge zu 
berücksichtigen, die im Rahmen der geplanten Nutzung vorhersehbar sind. 

2.2. Die Inbetriebsetzung eines Arbeitsmittels darf nur durch absichtliche Betätigung eines hierfür vorgesehenen Be­
tätigungssystems möglich sein. 

Dies gilt auch 

— für die Wiederinbetriebsetzung nach einem Stillstand, ungeachtet der Ursache für diesen Stillstand, 

— für die Steuerung einer wesentlichen Änderung des Betriebszustandes (zum Beispiel der Geschwindigkeit, des 
Druckes usw.), 

sofern diese Wiederinbetriebsetzung oder diese Änderung für die gefährdeten Arbeitnehmer nicht völlig gefahrlos 
erfolgen kann. 

Diese Anforderung gilt nicht für die Wiederinbetriebsetzung oder die Änderung des Betriebszustandes bei der 
normalen Befehlsabfolge im Automatikbetrieb. 

2.3. Jedes Arbeitsmittel muss mit einem Betätigungssystem zum sicheren Abschalten des gesamten Arbeitsmittels 
ausgerüstet sein. 

Jeder Arbeitsplatz muss mit einem Betätigungssystem ausgerüstet sein, mit dem sich entsprechend der Gefahrenlage 
das gesamte Arbeitsmittel oder nur bestimmte Teile abschalten lassen, um das Arbeitsmittel in einen sicheren 
Zustand zu versetzen. Der Befehl zum Abschalten des Arbeitsmittels muss den Befehlen zur Inbetriebsetzung 
übergeordnet sein. Nach Abschaltung des Arbeitsmittels oder seiner gefährlichen Teile muss die Energieversorgung 
des Antriebs unterbrochen werden. 

2.4. Die Arbeitsmittel müssen gegebenenfalls entsprechend der von dem Arbeitsmittel ausgehenden Gefährdung und 
der normalerweise erforderlichen Stillsetzungszeit mit einer Notstopvorrichtung versehen sein. 

2.5. Jedes Arbeitsmittel, das eine Gefährdung wegen herabfallender oder herausschleudernder Gegenstände darstellt, 
muss mit entsprechenden Vorrichtungen zum Schutz gegen diese Gefahren versehen sein. 

Jedes Arbeitsmittel, das wegen des Ausströmens von Gasen oder Dämpfen, des Austretens von Flüssigkeiten oder 
wegen Staubemissionen eine Gefährdung darstellt, muss mit entsprechenden Vorrichtungen zum Zurückhalten 
oder Ableiten der betreffenden Emissionen an der Quelle versehen sein. 

2.6. Die Arbeitsmittel und ihre Teile müssen durch Befestigung oder auf anderem Wege stabilisiert werden, sofern dies 
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer erforderlich ist.
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2.7. Besteht bei Teilen eines Arbeitsmittels Splitter- oder Bruchgefahr, die die Sicherheit oder die Gesundheit der 
Arbeitnehmer erheblich gefährden könnte, so müssen geeignete Schutzvorkehrungen getroffen werden. 

2.8. Besteht bei beweglichen Teilen eines Arbeitsmittels die Gefahr eines mechanischen Kontakts, durch den Unfälle 
verursacht werden können, so müssen sie mit Schutzeinrichtungen ausgestattet sein, die den Zugang zu den 
Gefahrenzonen verhindern oder die beweglichen Teile vor dem Betreten der Gefahrenzonen stoppen. 

Die Schutzeinrichtungen 

— müssen stabil gebaut sein; 

— dürfen keine zusätzlichen Gefahren verursachen; 

— dürfen nicht auf einfache Weise umgangen oder unwirksam gemacht werden können; 

— müssen ausreichend Abstand zur Gefahrenzone haben; 

— dürfen die Beobachtung des Arbeitszyklus nicht mehr als notwendig einschränken; 

— müssen die für Einbau oder Austausch von Teilen sowie für die Wartungsarbeiten erforderlichen Eingriffe 
möglichst ohne Demontage der Schutzeinrichtungen zulassen, wobei der Zugang auf den für die Arbeit 
notwendigen Bereich beschränkt sein muss. 

2.9. Die Arbeits- bzw. Wartungsbereiche eines Arbeitsmittels müssen entsprechend den vorzunehmenden Arbeiten 
ausreichend beleuchtet sein. 

2.10. Sehr heiße bzw. sehr kalte Teile eines Arbeitsmittels müssen — soweit angemessen — mit Schutzeinrichtungen 
versehen sein, die verhindern, dass die Arbeitnehmer die betreffenden Teile berühren bzw. ihnen gefährlich nahe 
kommen. 

2.11. Die Warnvorrichtungen des Arbeitsmittels müssen leicht wahrnehmbar und unmissverständlich sein. 

2.12. Ein Arbeitsmittel darf nicht für Arbeitsgänge und unter Bedingungen eingesetzt werden, für die es nicht geeignet 
ist. 

2.13. Wartungsarbeiten müssen bei Stillstand des Arbeitsmittels vorgenommen werden können. Wenn dies nicht mög­
lich ist, müssen für ihre Durchführung geeignete Schutzmaßnahmen ergriffen werden können, oder die Wartung 
muss außerhalb der Gefahrenzone erfolgen können. 

Bei allen Arbeitsmitteln mit Wartungsbuch sind die Eintragungen stets auf dem neuesten Stand zu halten. 

2.14. Jedes Arbeitsmittel muss mit deutlich erkennbaren Vorrichtungen ausgestattet sein, mit denen es von jeder 
einzelnen Energiequelle getrennt werden kann. 

Bei der Wiedereinschaltung dürfen die betreffenden Arbeitnehmer keiner Gefahr ausgesetzt sein. 

2.15. Jedes Arbeitsmittel muss zur Gewährleistung der Sicherheit der Arbeitnehmer mit den erforderlichen Gefahrenhin­
weisen und Kennzeichnungen versehen sein. 

2.16. Für die Durchführung der Produktions-, Einstellungs- und Wartungsarbeiten am Arbeitsmittel müssen die Arbeit­
nehmer sicheren Zugang zu allen hierfür notwendigen Stellen haben, an denen ein gefahrloser Aufenthalt möglich 
sein muss. 

2.17. Jedes Arbeitsmittel muss für den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Brand oder Erhitzung des 
Arbeitsmittels bzw. durch Freisetzung von Gas, Staub, Flüssigkeiten, Dampf oder anderen Stoffen ausgelegt werden, 
die in dem Arbeitsmittel erzeugt, verwendet oder gelagert werden. 

2.18. Jedes Arbeitsmittel muss für den Schutz gegen Gefährdung durch Explosion des Arbeitsmittels oder von Stoffen 
ausgelegt werden, die in dem Arbeitsmittel erzeugt, verwendet oder gelagert werden. 

2.19. Jedes Arbeitsmittel muss für den Schutz der gefährdeten Arbeitnehmer gegen direkten oder indirekten Kontakt mit 
elektrischem Strom ausgelegt werden.
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3. Zusätzliche Mindestvorschriften für besondere Arbeitsmittel 

3.1. Mindestvorschriften für mobile, selbstfahrende oder nicht selbstfahrende Arbeitsmittel 

3.1.1. Mobile Arbeitsmittel mit mitfahrendem(n) Arbeitnehmer(n) müssen so ausgerüstet sein, dass die Gefahren für den 
(die) Arbeitnehmer während des Transports reduziert werden. 

Dies gilt auch für die Risiken eines Kontakts der Arbeitnehmer mit Rädern und Ketten und eines Einklemmens 
durch diese. 

3.1.2. Sofern durch das plötzliche Blockieren der Energieübertragungsvorrichtungen zwischen mobilen Arbeitsmitteln 
und ihren Zusatzausrüstungen oder Anhängern spezifische Risiken entstehen können, muss dieses Arbeitsmittel so 
ausgerüstet oder umgestaltet werden, dass ein Blockieren der Energieübertragungsvorrichtungen verhindert wird. 

Sofern sich ein solches Blockieren nicht vermeiden lässt, sind alle Maßnahmen zu ergreifen, um gefährliche Folgen 
für die Arbeitnehmer zu verhindern. 

3.1.3. Sofern die Vorrichtungen zur Energieübertragung zwischen mobilen Arbeitsmitteln beim Schleifen auf dem Boden 
verschmutzen oder beschädigt werden können, sind Aufhängevorrichtungen vorzusehen. 

3.1.4. Bei mobilen Arbeitsmitteln mit mitfahrendem(n) Arbeitnehmer(n) sind unter tatsächlichen Einsatzbedingungen die 
Risiken aus einem Überrollen oder Kippen des Arbeitsmittels zu begrenzen, und zwar 

— durch eine Schutzeinrichtung, die verhindert, dass das Arbeitsmittel um mehr als eine Vierteldrehung kippt, 
oder 

— durch eine Einrichtung, die gewährleistet, dass ein ausreichender Freiraum um den/die mitfahrenden Arbeit­
nehmer erhalten bleibt, sofern die Kippbewegung mehr als eine Vierteldrehung ausmachen kann, oder 

— durch eine andere Einrichtung mit gleicher Schutzwirkung. 

Diese Schutzeinrichtungen können Bestandteil des Arbeitsmittels sein. 

Diese Schutzeinrichtungen sind nicht erforderlich, sofern das Arbeitmittel während der Benutzung stabilisiert wird 
oder wenn ein Überrollen oder Kippen des Arbeitsmittels aufgrund der Bauart unmöglich ist. 

Besteht die Gefahr, dass ein mitfahrender Arbeitnehmer bei einem Überrollen oder Kippen des Arbeitsmittels 
zwischen Teilen des Arbeitsmittels und dem Boden zerquetscht wird, ist ein Rückhaltesystem für den/die mit­
fahrenden Arbeitnehmer einzubauen. 

3.1.5. Flurförderzeuge mit aufsitzendem Arbeitnehmer bzw. aufsitzenden Arbeitnehmern sind so zu gestalten oder 
auszurüsten, dass die Risiken durch ein Kippen des Flurförderzeuges begrenzt werden, z. B. 

— durch Verwendung einer Fahrerkabine oder 

— mit einer Einrichtung, die verhindert, dass das Flurförderzeug kippt, oder 

— mit einer Einrichtung, die gewährleistet, dass bei einem kippenden Flurförderzeug für den/die aufsitzenden 
Arbeitnehmer zwischen Flur und Teilen des Flurförderzeuges ein ausreichender Freiraum verbleibt, oder 

— mit einer Einrichtung, die bewirkt, dass der/die Arbeitnehmer auf dem Fahrersitz gehalten wird/werden, so dass 
er/sie von Teilen des umstürzenden Flurförderzeuges nicht erfasst werden kann/können. 

3.1.6. Die selbstfahrenden mobilen Arbeitsmittel, deren Fortbewegung mit Risiken für die Arbeitnehmer verbunden ist, 
müssen folgende Bedingungen erfüllen: 

a) Sie sind mit Vorrichtungen zu versehen, die ein unerlaubtes Ingangsetzen verhindern; 

b) sie sind mit geeigneten Vorrichtungen zu versehen, durch die die Folgen eines möglichen Zusammenstoßes bei 
gleichzeitiger Bewegung mehrerer schienengebundener Arbeitsmittel verringert werden;
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c) sie sind mit einer Abbrems- und Stoppvorrichtung zu versehen; sofern dies aus Sicherheitsgründen erforderlich 
ist, muss eine durch eine leicht zugängliche Steuerung oder eine Automatik ausgelöste Notvorrichtung das 
Abbremsen und Anhalten im Falle des Versagens der Hauptvorrichtung ermöglichen; 

d) reicht die direkte Sicht des Fahrers nicht aus, um die Sicherheit zu gewährleisten, sind geeignete Hilfsvorrich­
tungen zur Verbesserung der Sicht anzubringen; 

e) sofern sie für den Einsatz bei Nacht oder in unbeleuchteter Umgebung vorgesehen sind, müssen sie mit einer 
den durchzuführenden Arbeiten entsprechenden Beleuchtungsvorrichtung versehen werden und ausreichend 
Sicherheit für die Arbeitnehmer bieten; 

f) sofern durch sie selbst oder ihre Anhänger oder Ladungen ein Brandrisiko besteht, das Arbeitnehmer in Gefahr 
bringen kann, sind sie mit entsprechenden Brandbekämpfungseinrichtungen auszurüsten, außer wenn diese am 
Einsatzort an ausreichend nahe liegenden Stellen vorhanden sind; 

g) sofern sie ferngesteuert sind, müssen sie automatisch anhalten, wenn sie aus dem Kontrollbereich herausfahren; 

h) sofern sie ferngesteuert sind und unter normalen Einsatzbedingungen mit Arbeitnehmern zusammenstoßen 
oder diese einklemmen können, sind sie mit entsprechenden Schutzvorrichtungen auszurüsten, es sei denn, dass 
andere geeignete Vorrichtungen die Gefahr eines Zusammenstoßes in Grenzen halten. 

3.2. Mindestvorschriften für Arbeitsmittel zum Heben von Lasten 

3.2.1. Werden Arbeitsmittel zum Heben von Lasten auf Dauer montiert, muss ihre Festigkeit und ihre Stabilität während 
der Benutzung gewährleistet werden, wobei insbesondere die zu hebenden Lasten und die Belastungen der Auf­
hängungspunkte oder der Verankerungspunkte an den tragenden Teilen zu berücksichtigen sind. 

3.2.2. Maschinen zum Heben von Lasten müssen mit einem deutlich sichtbaren Hinweis auf ihre zulässige Tragfähigkeit 
und gegebenenfalls mit einem Schild versehen sein, auf dem die zulässige Tragfähigkeit für die einzelnen Betriebs­
zustände der Maschine angegeben ist. 

Lastaufnahmeeinrichtungen sind so zu kennzeichnen, dass ihre für eine sichere Benutzung grundlegenden Eigen­
schaften zu erkennen sind. 

Ist das Arbeitsmittel nicht zum Heben von Arbeitnehmern vorgesehen und besteht die Möglichkeit von Verwechs­
lungen, muss eine entsprechende Kennzeichnung deutlich sichtbar angebracht werden. 

3.2.3. Werden Arbeitsmittel auf Dauer montiert, so hat die Montage das Risiko zu reduzieren, dass die Lasten 

a) auf Arbeitnehmer aufprallen; 

b) sich ungewollt gefährlich verlagern oder im freien Fall herabstürzen oder 

c) unbeabsichtigt ausgehakt werden. 

3.2.4. Maschinen zum Heben oder Fortbewegen von Arbeitnehmern müssen so beschaffen sein, 

a) dass die Gefahr eines Absturzes des Lastaufnahmemittels, sofern ein solches vorhanden ist, mit geeigneten 
Vorrichtungen verhindert wird; 

b) dass das Risiko des Herausfallens des Benutzers aus dem Lastaufnahmemittel, sofern ein solches vorhanden ist, 
vermieden wird; 

c) dass die Gefahr des Quetschens oder des Einklemmens des Benutzers bzw. des Zusammenstoßes mit dem 
Benutzer, insbesondere infolge eines unbeabsichtigten Kontakts mit Gegenständen, vermieden wird; 

d) dass die Sicherheit der bei einer Panne im Lastaufnahmemittel festsitzenden Personen gewährleistet und ihre 
Befreiung ermöglicht wird. 

Können wegen des Standorts und des Höhenunterschieds die unter Buchstabe a genannten Risiken durch keinerlei 
Sicherheitsvorrichtung vermieden werden, ist ein Seil mit einem erhöhten Sicherheitskoeffizienten anzubringen und 
dessen einwandfreier Zustand an jedem Arbeitstag zu überprüfen.
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ANHANG II 

BESTIMMUNGEN NACH ARTIKEL 4 ABSATZ 3 BETREFFEND DIE BENUTZUNG DER ARBEITSMITTEL 

Vorbemerkung 

Dieser Anhang gilt nach Maßgabe dieser Richtlinie und sofern mit den betreffenden Arbeitsmitteln ein entsprechendes 
Risiko verbunden ist. 

1. Allgemeine, für alle Arbeitsmittel gültige Bestimmungen 

1.1. Die Arbeitsmittel sind so zu installieren, anzuordnen und zu benutzen, dass die Risiken für ihre Benutzer und die 
übrigen Arbeitnehmer beispielsweise dadurch reduziert werden, dass genügend freier Raum zwischen den beweg­
lichen Bauteilen der Arbeitsmittel und festen oder beweglichen Bauteilen in ihrer Umgebung vorhanden ist und 
dass alle verwendeten oder erzeugten Energieformen und Stoffe sicher zugeführt oder entfernt werden können. 

1.2. Der Auf- und Abbau der Arbeitsmittel muss sicher durchgeführt werden können, insbesondere unter Berück­
sichtigung möglicher Anweisungen des Herstellers. 

1.3. Die Arbeitsmittel, die während ihrer Benutzung vom Blitz getroffen werden können, müssen durch geeignete 
Vorrichtungen oder Maßnahmen vor den Auswirkungen des Blitzschlags geschützt werden. 

2. Bestimmungen betreffend die Benutzung mobiler, selbstfahrender oder nicht selbstfahrender Arbeitsmittel 

2.1. Das Führen selbstfahrender Arbeitsmittel bleibt den Arbeitnehmern vorbehalten, die im Hinblick auf das sichere 
Führen dieser Arbeitsmittel eine angemessene Unterweisung erhalten haben. 

2.2. Wird ein Arbeitsmittel in einem Arbeitsbereich eingesetzt, sind geeignete Verkehrsregeln festzulegen und einzuhal­
ten. 

2.3. Um zu verhindern, dass sich Arbeitnehmer zu Fuß im Arbeitsbereich von selbstfahrenden Arbeitsmitteln aufhalten, 
sind organisatorische Maßnahmen zu treffen. 

Ist die Anwesenheit von laufenden und stehenden Arbeitnehmern zur korrekten Durchführung der Arbeiten 
erforderlich, sind entsprechende Maßnahmen zu treffen, um Verletzungen dieser Arbeitnehmer durch die Arbeits­
mittel zu verhindern. 

2.4. Das Mitfahren von Arbeitnehmern auf mobilen, mechanisch bewegten Arbeitsmitteln ist nur auf sicheren und für 
diesen Zweck ausgerüsteten Plätzen erlaubt. Müssen Arbeiten während des Fahrens durchgeführt werden, ist 
gegebenenfalls die Geschwindigkeit anzupassen. 

2.5. Mobile Arbeitsmittel mit Verbrennungsmotor dürfen nur dann in Arbeitsbereichen benutzt werden, wenn sicher­
gestellt ist, dass Luft, die für die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer ungefährlich ist, in ausreichender 
Menge vorhanden ist. 

3. Bestimmungen betreffend die Benutzung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten 

3.1. Allgemeine Bestimmungen 

3.1.1. Die demontierbaren oder mobilen Arbeitsmittel zum Heben von Lasten sind so zu benutzen, dass, soweit unter 
Berücksichtigung der Art des Bodens vorhersehbar, die Standsicherheit des Arbeitsmittels während des Einsatzes 
gewährleistet ist. 

3.1.2. Das Heben von Arbeitnehmern ist nur mit für diesen Zweck vorgesehenen Arbeitsmitteln und Zusatzausrüstungen 
erlaubt. 

Unbeschadet des Artikels 5 der Richtlinie 89/391/EWG ist das Heben von Arbeitnehmern durch hierfür nicht 
vorgesehene Arbeitsmittel ausnahmsweise zulässig, sofern geeignete Maßnahmen ergriffen wurden, die die Sicher­
heit im Einklang mit einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Praktiken gewährleisten, in denen eine angemessene 
Überwachung vorgesehen ist.
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Während der Anwesenheit von Arbeitnehmern auf Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten muss der Steuerstand 
ständig besetzt sein. Die gehobenen Arbeitnehmer müssen über ein sicheres Kommunikationsmittel verfügen. Ihre 
Bergung im Gefahrenfall muss im Voraus geplant worden sein. 

3.1.3. Es sind Maßnahmen zu ergreifen, damit sich keine Arbeitnehmer unter hängenden Lasten aufhalten, es sei denn, 
dies ist für den reibungslosen Ablauf der Arbeiten erforderlich. 

Es ist untersagt, hängende Lasten über ungeschützten Arbeitsplätzen, an denen sich für gewöhnlich Arbeitnehmer 
aufhalten, zu bewegen. 

In Fällen, in denen ein reibungsloser Ablauf der Arbeiten anders nicht gewährleistet werden kann, sind geeignete 
Maßnahmen festzulegen und anzuwenden. 

3.1.4. Die Anschlagmittel sind entsprechend den zu handhabenden Lasten, den Greifpunkten, der Einhakvorrichtung, den 
Witterungsbedingungen sowie der Art und Weise des Anschlagens auszuwählen. Sofern sie nach der Benutzung 
nicht getrennt werden, sind Verbindungen von Anschlagmitteln deutlich zu kennzeichnen, um den Benutzer über 
deren Eigenschaften zu unterrichten. 

3.1.5. Die Anschlagmittel sind so aufzubewahren, dass ihre Beschädigung und die Beeinträchtigung ihrer Funktionsfähig­
keit ausgeschlossen sind. 

3.2. Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten. 

3.2.1. Sind zwei oder mehrere Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten an einem Arbeitsplatz so aufgebaut 
oder montiert, dass sich ihre Aktionsbereiche überschneiden, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um Zusam­
menstöße zwischen den Lasten oder den Bauteilen der Arbeitsmittel selbst zu verhindern. 

3.2.2. Während des Einsatzes eines mobilen Arbeitsmittels zum Heben von nichtgeführten Lasten sind Maßnahmen zu 
treffen, um dessen Kippen, Überrollen und gegebenenfalls dessen Verschieben und Abrutschen zu verhindern. Die 
korrekte Durchführung dieser Maßnahmen ist zu überprüfen. 

3.2.3. Kann die Person, die ein Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten bedient, den gesamten Weg der Last 
weder direkt noch durch Zusatzgeräte, die nützliche Informationen liefern, beobachten, ist eine für die Signale 
verantwortliche Person, die mit der Bedienungsperson in Verbindung steht, einzuteilen, um diese zu führen; ferner 
sind organisatorische Maßnahmen zu treffen, um Zusammenstöße mit der Last zu verhindern, die die Arbeitneh­
mer gefährden könnten. 

3.2.4. Der Arbeitsablauf ist so zu gestalten, dass Lasten sicher von Hand ein- und ausgehängt werden können; dabei ist 
insbesondere zu gewährleisten, dass die betreffenden Arbeitnehmer direkt oder indirekt den Vorgang steuern. 

3.2.5. Alle Hebevorgänge sind ordnungsgemäß zu planen und so zu beaufsichtigen und durchzuführen, dass die Sicher­
heit der Arbeitnehmer geschützt wird. 

Insbesondere dann, wenn eine Last gleichzeitig durch zwei oder mehrere Arbeitsmittel zum Heben von nicht­
geführten Lasten angehoben werden soll, ist ein Verfahren festzulegen und anzuwenden, das eine ordnungsgemäße 
Koordinierung des Bedienungspersonals sicherstellt. 

3.2.6. Können die Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten diese Lasten bei einem teilweisen oder voll­
ständigen Energieausfall nicht halten, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um zu verhindern, dass Arbeitnehmer 
daraus herrührenden Gefahren ausgesetzt werden. 

Hängende Lasten dürfen nicht unüberwacht bleiben, es sei denn, dass der Zugang zum Gefahrenbereich verhindert 
wird, die Last ohne jede Gefährdung eingehängt wurde und sicher im hängenden Zustand gehalten wird. 

3.2.7. Die Benutzung von Arbeitsmitteln zum Heben von nichtgeführten Lasten im Freien muss eingestellt werden, 
sobald sich die Wetterbedingungen derart verschlechtern, dass die Funktionssicherheit beeinträchtigt wird und 
die Arbeitnehmer hierdurch Gefahren ausgesetzt werden. Angemessene Schutzmaßnahmen, die insbesondere das 
Umkippen des Arbeitsmittels verhindern sollen, müssen getroffen werden, um Gefahren für die Arbeitnehmer zu 
verhindern.
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4. Vorschriften für die Benutzung von Arbeitsmitteln, die für zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Ar­
beitsplätzen bereitgestellt werden 

4.1. Allgemeine Vorschriften 

4.1.1. Wenn nach Artikel 6 der Richtlinie 89/391/EWG und Artikel 3 der vorliegenden Richtlinie zeitweilige Arbeiten an 
hoch gelegenen Arbeitsplätzen nicht auf sichere Weise und unter angemessenen ergonomischen Bedingungen von 
einer geeigneten Bodenfläche aus verrichtet werden können, müssen die Arbeitsmittel ausgewählt werden, die am 
geeignetsten sind, um sichere Arbeitsbedingungen auf Dauer zu gewährleisten. Dabei muss dem kollektiven 
Gefahrenschutz Vorrang vor dem individuellen Gefahrenschutz eingeräumt werden. Die Abmessungen des Arbeits­
mittels müssen der Art der auszuführenden Arbeiten und den vorhersehbaren Beanspruchungen angepasst sein und 
ein gefahrloses Begehen erlauben. 

Die Auswahl der geeignetsten Zugangsmittel für hoch gelegene Arbeitsplätze, an denen zeitweilige Arbeiten 
ausgeführt werden, muss unter Berücksichtigung der Begehungshäufigkeit, des zu überwindenden Höhenunter­
schieds und der Dauer der Benutzung erfolgen. Diese Auswahl muss auch die Flucht bei drohender Gefahr 
ermöglichen. Beim Übergang von einem Zugangsmittel zu Arbeitsbühnen, Gerüstbelägen, Laufstegen und umge­
kehrt dürfen keine zusätzlichen Absturzgefahren entstehen. 

4.1.2. Die Benutzung einer Leiter als hoch gelegener Arbeitsplatz ist auf Umstände zu beschränken, bei denen unter 
Berücksichtigung der Nummer 4.1.1 die Benutzung anderer, sichererer Arbeitsmittel wegen des geringen Risikos 
und entweder wegen der geringen Dauer der Benutzung oder der vorhandenen baulichen Gegebenheiten, die der 
Arbeitgeber nicht ändern kann, nicht gerechtfertigt ist. 

4.1.3. Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen dürfen nur angewandt werden, wenn die 
Risikobewertung ergibt, dass die betreffende Arbeit sicher durchgeführt werden kann, und wenn die Verwendung 
anderer, sichererer Arbeitsmittel nicht gerechtfertigt ist. 

Unter Berücksichtigung der Risikobewertung und insbesondere nach Maßgabe der Dauer der Arbeiten und der 
ergonomischen Beanspruchungen ist ein Sitz mit angemessenem Zubehör vorzusehen. 

4.1.4. Je nach Art des Arbeitsmittels, das auf der Grundlage der vorstehenden Nummern gewählt wurde, müssen die 
geeigneten Vorkehrungen festgelegt werden, um die mit diesem Arbeitsmitteltyp für die Arbeitnehmer verbunde­
nen Gefahren so gering wie möglich zu halten. Erforderlichenfalls ist die Anbringung von Absturzsicherungen 
vorzusehen. Diese Vorrichtungen müssen so gestaltet und so fest sein, dass Abstürze verhindert oder abstürzende 
Personen aufgefangen und Verletzungen der Arbeitnehmer so weit wie möglich vermieden werden. Die kollektiven 
Absturzsicherungen dürfen nur an Zugängen zu Leitern oder Treppen unterbrochen werden. 

4.1.5. Wenn es für die Ausführung einer besonderen Arbeit erforderlich ist, eine kollektive Absturzsicherung vorüber­
gehend zu entfernen, müssen wirksame Ersatzmaßnahmen für die Sicherheit getroffen werden. Die Arbeit darf erst 
ausgeführt werden, wenn diese Maßnahmen getroffen wurden. Sobald diese besondere Arbeit endgültig oder 
vorübergehend abgeschlossen ist, müssen die kollektiven Absturzsicherungen wieder angebracht werden. 

4.1.6. Zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen dürfen nur dann ausgeführt werden, wenn die Witterungs­
verhältnisse die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht beeinträchtigen. 

4.2. Besondere Vorschriften für die Benutzung von Leitern 

4.2.1. Leitern sind so aufzustellen, dass sie während der Benutzung standsicher sind. Die Leiterfüße von tragbaren Leitern 
müssen so auf einem stabilen, festen, angemessen dimensionierten und unbeweglichen Untergrund ruhen, dass die 
Stufen in horizontaler Stellung bleiben. Hängeleitern müssen sicher und — mit Ausnahme von Strickleitern — so 
angebracht werden, dass sie nicht verrutschen oder in eine Schwingbewegung geraten können. 

4.2.2. Das Verrutschen der Leiterfüße von tragbaren Leitern muss während der Benutzung dieser Leitern entweder durch 
Fixierung des oberen oder unteren Teils der Holme, durch eine Gleitschutzvorrichtung oder durch eine andere 
gleichwertige Lösung verhindert werden. Für den Zugang benutzte Leitern müssen so beschaffen sein, dass sie weit 
genug über die Ebene, die mit den Leitern erreicht werden soll, hinausragen, sofern nicht andere Vorrichtungen ein 
sicheres Festhalten erlauben. Aus mehreren Teilen bestehende Steckleitern oder Schiebeleitern sind so zu verwen­
den, dass die Leiterteile unbeweglich miteinander verbunden bleiben. Fahrbare Leitern sind vor ihrer Benutzung 
sicher zu arretieren. 

4.2.3. Leitern müssen so verwendet werden, dass die Arbeitnehmer jederzeit sicher stehen und sich sicher festhalten 
können. Wenn auf einer Leiter eine Last in der Hand getragen werden muss, darf dies ein sicheres Festhalten nicht 
verhindern.
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4.3. Besondere Vorschriften für die Benutzung von Gerüsten 

4.3.1. Liegt für das gewählte Gerüst kein Bemessungsblatt vor oder sind in dem Bemessungsblatt die geplanten struk­
turellen Konfigurationen nicht enthalten, so ist eine Festigkeits- und Standfestigkeitsberechnung vorzunehmen, es 
sei denn, das Gerüst wird nach einer allgemein anerkannten Regelausführung errichtet. 

4.3.2. Je nach Komplexität des gewählten Gerüsts ist von einer sachkundigen Person ein Plan für Aufbau, Benutzung und 
Abbau zu erstellen. Dabei kann es sich um einen allgemeinen Anwendungsplan handeln, der durch Detailangaben 
für das jeweilige Gerüst ergänzt wird. 

4.3.3. Die Ständer eines Gerüstes sind vor der Gefahr des Rutschens entweder durch Fixierung an der Auflagefläche oder 
durch eine Gleitschutzvorrichtung oder durch ein anderes gleichwertiges Mittel zu schützen, und die belastete 
Fläche muss eine ausreichende Tragfähigkeit haben. Die Standsicherheit des Gerüsts muss sichergestellt sein. Ein 
unbeabsichtigtes Fortbewegen von Fahrgerüsten während der Arbeiten auf hoch gelegenen Arbeitsplätzen muss 
durch geeignete Vorrichtungen verhindert werden. 

4.3.4. Die Abmessungen, die Form und die Anordnung der Gerüstbeläge müssen für die auszuführende Arbeit geeignet 
sein, an die zu tragenden Belastungen angepasst sein und ein gefahrloses Begehen erlauben. Die Gerüstbeläge sind 
so anzubringen, dass die einzelnen Belagelemente bei normaler Benutzung nicht verrutschen. Zwischen den 
einzelnen Belagelementen und den kollektiven senkrechten Absturzsicherungen darf kein gefährlicher Zwischen­
raum vorhanden sein. 

4.3.5. Wenn bestimmte Teile eines Gerüsts noch nicht einsatzbereit sind, insbesondere während des Auf-, Ab- oder 
Umbaus, sind diese Teile mit Warnzeichen für allgemeine Gefahr entsprechend den einzelstaatlichen Bestimmun­
gen zur Umsetzung der Richtlinie 92/58/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvorschriften für die 
Sicherheits- und/oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte Einzelrichtlinie im Sinne von 
Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) ( 1 ) zu kennzeichnen und durch Absperrungen, die den Zugang 
zur Gefahrenzone verhindern, angemessen abzugrenzen. 

4.3.6. Gerüste dürfen nur unter der Leitung einer sachkundigen Person und von Arbeitnehmern aufgebaut, abgebaut oder 
erheblich verändert werden, die für diese Arbeiten eine angemessene und spezielle Unterweisung in Bezug auf 
spezifische Gefahren gemäß Artikel 9 erhalten haben, die sich insbesondere auf Folgendes erstreckt: 

a) Verstehen des Plans für den Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts; 

b) sicherer Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts; 

c) vorbeugende Maßnahmen gegen die Gefahr des Absturzes von Personen und des Herabfallens von Gegen­
ständen; 

d) Sicherheitsvorkehrungen für den Fall, dass sich die Witterungsverhältnisse so verändern, dass die Sicherheit des 
betreffenden Gerüsts beeinträchtigt sein könnte; 

e) zulässige Belastungen; 

f) alle anderen mit dem Auf-, Ab- oder Umbau gegebenenfalls verbundenen Gefahren. 

Der leitenden Person und den betreffenden Arbeitnehmern muss der in Nummer 4.3.2 vorgesehene Aufbau- und 
Abbauplan mit allen darin enthaltenen Anweisungen vorliegen. 

4.4. Besondere Vorschriften für Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen 

Für Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen müssen folgende Bedingungen erfüllt 
sein: 

a) Das System umfasst mindestens zwei getrennt voneinander befestigte Seile, wobei eines als Zugangs-, Absenk- 
und Haltemittel (Arbeitsseil) und das andere als Sicherungsmittel (Sicherungsseil) dient;
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b) die Arbeitnehmer erhalten und verwenden ein geeignetes Sicherheitsgeschirr, über das sie mit dem Sicherungs­
seil verbunden sind; 

c) das Arbeitsseil wird mit sicheren Mitteln für das Aufseilen und Abseilen ausgerüstet; es umfasst ein selbst­
sicherndes System, das in den Fällen, in denen der Anwender die Kontrolle über seine Bewegungen verliert, 
einen Absturz verhindert. Das Sicherungsseil ist mit einer bewegungssynchron mitlaufenden beweglichen Ab­
sturzsicherung auszurüsten; 

d) Werkzeug und anderes Zubehör, das von den Arbeitnehmern benutzt werden soll, sind an deren Sicherheits­
geschirr oder Sitz oder unter Rückgriff auf andere angemessene Mittel zu befestigen; 

e) die Arbeiten sind sorgfältig zu planen und zu überwachen, damit einem Arbeitnehmer bei Bedarf unmittelbar 
Hilfe geleistet werden kann; 

f) die betreffenden Arbeitnehmer haben gemäß Artikel 9 eine angemessene und spezielle Unterweisung in den 
vorgesehenen Arbeitsverfahren, insbesondere in Bezug auf die Rettungsverfahren, erhalten. 

Unter außergewöhnlichen Umständen, unter denen — unter Berücksichtigung der Risikobewertung — die Ver­
wendung eines zweiten Seils eine größere Gefährdung bei den Arbeiten bewirken würde, kann die Verwendung 
eines einzigen Seils zugelassen werden, sofern geeignete Maßnahmen ergriffen wurden, um die Sicherheit in 
Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Praktiken zu gewährleisten.
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ANHANG III 

TEIL A 

Aufgehobene Richtlinie mit ihren nachfolgenden Änderungen 

(gemäß Artikel 13) 

Richtlinie 89/655/EWG des Rates 
(ABl. L 393 vom 30.12.1989, S. 13). 

Richtlinie 95/63/EG des Rates 
(ABl. L 335 vom 30.12.1995, S. 28). 

Richtlinie 2001/45/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates 
(ABl. L 195 vom 19.7.2001, S. 46). 

Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates 
(ABl. L 165 vom 27.6.2007, S. 21). 

nur in Bezug auf die Verweisung in Artikel 3 Nummer 
3 auf die Richtlinie 89/655/EWG 

TEIL B 

Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches Recht 

(gemäß Artikel 13) 

Richtlinie Frist für die Umsetzung 

89/655/EWG 31. Dezember 1992 

95/63/EG 4. Dezember 1998 

2001/45/EG 19. Juli 2004 ( 1 ) 

2007/30/EG 31. Dezember 2012 

( 1 ) Den Mitgliedstaaten steht es hinsichtlich der Anwendung von Anhang II Nummer 4 der Richtlinie 89/655/EWG frei, eine Übergangszeit 
von höchstens zwei Jahren ab dem 19. Juli 2004 in Anspruch zu nehmen, um den unterschiedlichen Gegebenheiten Rechnung zu 
tragen, die im Zusammenhang mit der praktischen Anwendung der Richtlinie 2001/45/EG — insbesondere durch die kleinen und 
mittleren Unternehmen — auftreten können.
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ANHANG IV 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 89/655/EWG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 2 Artikel 2 

Artikel 3 Artikel 3 

Artikel 4 Artikel 4 

Artikel 4a Absatz 1 Artikel 5 Absatz 1 

Artikel 4a Absatz 2 erster und zweiter Gedankenstrich Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a und b 

Artikel 4a Absatz 3 Artikel 5 Absatz 3 

Artikel 4a Absatz 4 Artikel 5 Absatz 4 

Artikel 5 erster und zweiter Gedankenstrich Artikel 6 Buchstaben a und b 

Artikel 5a Artikel 7 

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 8 Absatz 1 

Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 1 erster, zweiter und dritter 
Gedankenstrich 

Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c 

Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 6 Absatz 3 Artikel 8 Absatz 3 

Artikel 7 erster Gedankenstrich Artikel 9 Buchstabe a 

Artikel 7 zweiter Gedankenstrich Artikel 9 Buchstabe b 

Artikel 8 Artikel 10 

Artikel 9 Absatz 1 Artikel 11 Absatz 1 

Artikel 9 Absatz 2 erster und zweiter Gedankenstrich Artikel 11 Absatz 2 Buchstaben a und b 

Artikel 10 Absatz 1 — 

Artikel 10 Absatz 2 Artikel 12 

— Artikel 13 

— Artikel 14 

Artikel 11 Artikel 15 

Anhang I Anhang I 

Anhang II Anhang II 

— Anhang III 

— Anhang IV
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VOM EUROPÄISCHEN PARLAMENT UND VOM RAT GEMEINSAM 
ANGENOMMENE ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS Nr. 922/2009/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. September 2009 

über Interoperabilitätslösungen für europäische öffentliche Verwaltungen (ISA) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 156 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 154 des Vertrags sollte die Gemeinschaft 
zum Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze beitragen, 
um einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der 
Artikel 14 und 158 zu leisten und den Bürgern der 
Union, den Wirtschaftsbeteiligten sowie den regionalen 
und lokalen Gebietskörperschaften in vollem Umfang 
die Vorteile zugute kommen zu lassen, die sich aus der 
Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen ergeben, 
wobei ihre Tätigkeit auf die Förderung des Verbunds, 
der Interoperabilität und der Zugänglichkeit dieser Netze 
abzielen sollte. 

(2) Der Rat betonte in seinen Schlussfolgerungen vom 
1. Dezember 2005 zur Mitteilung der Kommission mit 
dem Titel „i2010 — Eine Europäische Informationsgesell­
schaft für Wachstum und Beschäftigung“, dass eine ge­
zieltere, wirksamere und stärker integrierte Politik in Be­

zug auf die Informations- und Kommunikationstechnolo­
gien („IKT“) auf europäischer wie auch auf nationaler 
Ebene erforderlich ist, damit die Lissabonner Ziele des 
Wirtschaftswachstums und der Produktivität erreicht wer­
den. Die Kommission wurde aufgefordert, die effiziente 
Nutzung von IKT in öffentlichen Diensten durch den 
Austausch von Erfahrungen und die Entwicklung gemein­
samer Konzepte zu zentralen Fragen wie etwa Interope­
rabilität und wirksamer Einsatz offener Standards voran­
zutreiben. 

(3) Das Europäische Parlament forderte in seiner Entschlie­
ßung vom 14. März 2006 zu einer europäischen Infor­
mationsgesellschaft für Wachstum und Beschäftigung ( 4 ), 
dass Fragen der Interoperabilität und bewährter Verfahren 
bei den elektronischen Dienstleistungen des öffentlichen 
Sektors für Bürger und Unternehmen besondere Beach­
tung geschenkt wird, damit in erster Linie der freie und 
ungehinderte Verkehr der Bürger zwischen den Mitglied­
staaten sowie ihre Niederlassung und Beschäftigung er­
leichtert werden. Außerdem forderte das Europäische Par­
lament darin die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die 
Initiativen und Programme von i2010 bei der Reform 
ihrer öffentlichen Verwaltung umzusetzen, damit bessere, 
effizientere und leichter zugängliche Dienstleistungen für 
ihre KMU und ihre Bürger angeboten werden. 

(4) In der am 24. November 2005 in Manchester abgegebe­
nen Ministererklärung vereinbarten die für die IKT-Politik 
zuständigen Minister u. a. eine Zusammenarbeit unter­
einander und mit der Kommission, um bestehende In­
strumente, gemeinsame Spezifikationen, Normen und Lö­
sungen effizienter gemeinsam zu nutzen und erforderli­
chenfalls die gemeinschaftliche Entwicklung von Lösun­
gen zu fördern. 

(5) In der am 19. September 2007 angenommenen Minister­
erklärung von Lissabon haben die Minister die Kommis­
sion unter anderem aufgefordert, die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission im 
Interesse der Definition, Entwicklung, Verwirklichung 
und Beobachtung grenz- und sektorüberschreitender In­
teroperabilität zu erleichtern; daneben haben sie dazu 
aufgerufen, bei der Abfassung künftiger Rechtsakte der 
Gemeinschaft insbesondere deren Auswirkungen auf die 
IKT-Infrastrukturen und die Umstrukturierung der Dienst­
leistungen zu antizipieren und einzuschätzen.
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(6) Angesichts der raschen Entwicklung der IKT besteht das 
Risiko, dass die Mitgliedstaaten sich für unterschiedliche 
oder inkompatiblen Lösungen entscheiden und dass neue 
technologische Schranken („E-Barrieren“) entstehen, die 
das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes und 
die damit verknüpften Grundfreiheiten beeinträchtigen. 
Das wiederum könnte sich negativ auf die Offenheit 
der Märkte und den dort herrschenden Wettbewerb so­
wie auf die Erbringung bestimmter Dienste wirtschaftli­
cher oder anderer Art auswirken, die von allgemeinem 
Interesse für die Bürger und Unternehmen sind. Die Mit­
gliedstaaten und die Kommission sollten noch stärker 
danach streben, unter Gewährleistung eines angemesse­
nen ordnungspolitischen Rahmens der Zersplitterung des 
Marktes vorzubeugen, Interoperabilität zu erzielen und 
einvernehmlich erarbeitete IKT-Lösungen zu fördern. 

(7) Den Bürgern und den Unternehmen würden gemein­
same, mehrfach verwendbare und interoperable Lösungen 
und interoperable Verwaltungsverfahren ebenfalls zugute 
kommen, weil durch diese Lösungen und Verfahren die 
grenz- und sektorübergreifend wirksame und effiziente 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen für Bürger und 
Unternehmen gefördert würde. 

(8) Es bedarf kontinuierlicher Anstrengungen, um im Inte­
resse einer wirksamen und effizienten grenzübergreifen­
den und sektorübergreifenden Interaktion, beispielsweise 
bei der Umsetzung des Gemeinschaftsrechts, unter gleich­
zeitiger Senkung des Verwaltungsaufwands und der Ver­
waltungskosten grenz- und sektorübergreifende Interope­
rabilität zu gewährleisten, Erfahrungen auszutauschen, ge­
meinsame Konzepte, Spezifikationen, Normen und Lö­
sungen zu erarbeiten und zu wahren und die IKT-Impli­
kationen dieser Vorschriften einzuschätzen. 

(9) Um diesen Herausforderungen zu begegnen, sollten die 
entsprechenden Anstrengungen in enger Zusammen­
arbeit und Koordinierung und im stetigen Dialog zwi­
schen der Kommission und den Mitgliedstaaten sowie 
im Zuge einer intensiven Interaktion mit den für die 
Umsetzung der Politik der Europäischen Union zuständi­
gen Kreisen und gegebenenfalls anderen Betroffenen un­
ternommen werden, wobei den Prioritäten und der 
sprachlichen Vielfalt der Europäischen Union und der 
Entwicklung gemeinsamer Ansätze bei zentralen Fragen 
wie der Interoperabilität und der effektiven Verwendung 
offener Standards angemessen Rechnung zu tragen ist. 

(10) Infrastrukturdienste sollten gemäß dem Beschluss 
2004/387/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 21. April 2004 über die interoperable Erbrin­
gung europaweiter elektronischer Behördendienste (eGo­
vernment-Dienste) für öffentliche Verwaltungen, Unter­
nehmen und Bürger (IDABC) ( 1 ), worin die Kommission 
aufgefordert wird, Mechanismen zur Sicherstellung der 
finanziellen und operationellen Tragfähigkeit der Infra­
strukturdienste zu bestimmen, in nachhaltiger Weise be­
trieben und unterhalten werden. Solche Infrastruktur­
dienste wurden mit den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Umsetzung der Entscheidung Nr. 1719/1999/EG des Eu­

ropäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 1999 
über Leitlinien einschließlich der Festlegung von Projek­
ten von gemeinsamem Interesse für transeuropäische 
Netze zum elektronischen Datenaustausch zwischen Ver­
waltungen (IDA) ( 2 ) sowie des Beschlusses Nr. 
1720/1999/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 12. Juli 1999 über Aktionen und Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Interoperabilität transeuropäi­
scher Netze für den elektronischen Datenaustausch zwi­
schen Verwaltungen und des Zugangs zu diesen Netzen 
(IDA) ( 3 ) und im Zuge der Umsetzung des Programms 
IDABC und anderer einschlägiger Programme vereinbart. 

(11) Das Programm IDABC endet am 31. Dezember 2009 
und darauf sollte ein Gemeinschaftsprogramm zu Inter­
operabilitätslösungen für europäische öffentliche Verwal­
tungen (das Programm ISA) folgen, um den genannten 
Herausforderungen zu begegnen. 

(12) Das Programm ISA sollte auf den im Rahmen der Pro­
gramme IDA und IDABC gewonnenen Erfahrungen auf­
bauen. Die Schlussfolgerungen aus der Bewertung des 
Programms IDABC, die sich mit der Relevanz, Effizienz, 
Wirksamkeit, Nützlichkeit und Kohärenz dieses Pro­
gramms befasst hat, sollten ebenfalls berücksichtigt wer­
den. Die von den Nutzern angeführten Bedürfnisse soll­
ten besondere Beachtung finden. Es hat sich gezeigt, dass 
ein koordiniertes Konzept dazu beitragen kann, rascher 
bessere Ergebnisse zu erzielen und den Anforderungen 
der Verwaltungen durch gemeinsame, in Zusammenarbeit 
mit allen Mitgliedstaaten erarbeitete und angewandte Lö­
sungen gerecht zu werden. Die Maßnahmen gemäß den 
Programmen IDA und IDABC haben bereits — und wer­
den weiterhin — wichtige Beiträge dazu leisten, die Inter­
operabilität zur Förderung des elektronischen Informati­
onsaustausches zwischen Behörden in Europa zu gewähr­
leisten, was positive Nebeneffekte für den Binnenmarkt 
hatte. 

(13) Um einer Zersplitterung vorzubeugen und ein ganzheit­
liches Konzept zu gewährleisten, sollte der europäischen 
Interoperabilitätsstrategie und dem europäischen Inter­
operabilitätsrahmen bei der Festlegung der Prioritäten 
für das Programm ISA angemessen Rechnung getragen 
werden. 

(14) Die im Rahmen des Programms ISA erarbeiteten oder 
angewandten Lösungen sollten nachfrageorientiert und 
nach Möglichkeit Teil eines schlüssigen „Ökosystems“ 
von Diensten sein, die die Interaktion zwischen europäi­
schen öffentlichen Verwaltungen erleichtern sowie grenz- 
und sektorübergreifende Interoperabilität gewährleisten, 
fördern oder ermöglichen. 

(15) Das Programm ISA sollte die Verfügbarkeit gemeinsamer 
Rahmen und Dienste und allgemeiner Instrumente zur 
Förderung der grenz- und sektorübergreifenden Inter­
aktion zwischen europäischen öffentlichen Verwaltungen 
gewährleisten und die betroffenen Kreise bei der Ein­
schätzung der IKT-Implikationen und bei der Planung 
der Verwirklichung einschlägiger Lösungen unterstützen.
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(16) Die gemeinsamen Rahmen sollten unter anderem ge­
meinsame Spezifikationen, Leitlinien und methodische 
Konzepte sowie gemeinsame Strategien umfassen. Diese 
Rahmen müssen den Anforderungen genügen, die durch 
die geltenden gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften vor­
gegeben sind. 

(17) Das Programm ISA sollte unter Gewährleistung der Nut­
zung und Verbesserung bestehender gemeinsamer 
Dienste, die im Rahmen der Programme IDA und IDABC 
sowie ähnlicher Initiativen erarbeitet wurden, die Ent­
wicklung, Aufbereitung zur Nutzungsreife, Anwendung 
und Verbesserung neuer gemeinsamer Dienste als Reak­
tion auf neue Erfordernisse unterstützen. 

(18) In Anbetracht des Beitrags der Verwaltungen auf lokaler 
und regionaler Ebene zur Gewährleistung einer guten 
Funktionsweise und der Interoperabilität der europäi­
schen öffentlichen Verwaltung ist es wichtig, dass bei 
den Lösungen die Bedürfnisse dieser Verwaltungen be­
rücksichtigt werden. 

(19) Das Programm ISA sollte unter Gewährleistung der Ver­
besserung bestehender mehrfach verwendbarer allgemei­
ner Instrumente, die im Rahmen der Programme IDA 
und IDABC sowie ähnlicher Initiativen erarbeitet wurden, 
die Entwicklung, Bereitstellung und Verbesserung mehr­
fach verwendbarer allgemeiner Instrumente als Reaktion 
auf neue Erfordernisse unterstützen, einschließlich der, 
die bei der Bewertung der IKT-Implikationen gemein­
schaftlicher Rechtsakte ermittelt wurden. 

(20) Die Erarbeitung, Verbesserung oder Anwendung gemein­
samer Lösungen im Rahmen des Programms ISA könnte 
sich gegebenenfalls auf den Austausch von Erfahrungen 
und Lösungen sowie den Austausch und die Förderung 
guter Praxis stützen oder damit einhergehen. In diesem 
Zusammenhang sollten die Übereinstimmung mit dem 
europäischen Interoperabilitätsrahmen und die Offenheit 
bei den Standards und den Spezifikationen gefördert wer­
den. 

(21) Im Rahmen des Programms ISA erarbeitete oder ange­
wandte Lösungen sollten auf dem Grundsatz der Tech­
nologieneutralität und technologischen Anpassungsfähig­
keit beruhen, damit die Wahlfreiheit der Bürger, Unter­
nehmen und Verwaltungen in Bezug auf die einzuset­
zende Technologie gewährleistet ist. 

(22) Die Grundsätze der Sicherheit sowie des Schutzes der 
Privatsphäre und persönlicher Daten sollten in allen 
vom Programm ISA erfassten Tätigkeiten angewandt wer­
den. 

(23) Zwar sollte die Einbeziehung aller Mitgliedstaaten in 
Maßnahmen im Rahmen des Programms ISA gefördert 
werden, doch sollten Maßnahmen, die nur von einigen 
Mitgliedstaaten eingeleitet werden, möglich sein. Die an 
diesen Maßnahmen nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten 
sollten aufgerufen werden, sich zu einem späteren Zeit­
punkt zu beteiligen. 

(24) Das Programm ISA sollte einen Beitrag zur Durchfüh­
rung etwaiger Folgeinitiativen zur Initiative i2010 leisten, 
zugleich aber, um Doppelarbeit zu vermeiden, den ande­
ren Gemeinschaftsprogrammen im IKT-Bereich Rechnung 
tragen, insbesondere dem in dem Beschluss Nr. 
1639/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) vorgesehenen Programm zur Unterstützung der 
IKT-Politik (2007-2013). 

(25) Die Interaktion mit dem privatwirtschaftlichen Sektor 
und mit anderen Stellen war nachweislich bereits effizient 
und brachte zusätzlichen Nutzen. Deshalb sollten Syner­
gien mit diesen Akteuren angestrebt werden, um gegebe­
nenfalls denjenigen Lösungen Vorrang einzuräumen, die 
auf dem Markt verfügbar sind oder vom Markt unter­
stützt werden. In diesem Zusammenhang sollte die be­
stehende Praxis der Veranstaltung von Konferenzen, 
Workshops und anderen Treffen fortgesetzt werden, um 
sich mit diesen Akteuren auszutauschen. Die weitere Ver­
wendung der elektronischen Plattformen sollte weiterhin 
unterstützt werden. Jedes andere geeignete Mittel sollte 
ebenso angewandt werden, damit der Kontakt zu diesen 
Akteuren aufrechterhalten wird. 

(26) Das Programm ISA sollte im Einklang mit den Gemein­
schaftsregeln für die Vergabe öffentlicher Aufträge durch­
geführt werden. 

(27) Die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen 
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG 
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda­
litäten für die Ausübung der der Kommission übertrage­
nen Durchführungsbefugnisse ( 2 ) erlassen werden. 

(28) Das Programm ISA sollte kontinuierlich überwacht und 
regelmäßig bewertet werden, damit Anpassungen vor­
genommen werden können. 

(29) Diesbezüglich sollte internationale Zusammenarbeit ange­
regt werden. Am Programm ISA sollten auch die Länder 
des Europäischen Wirtschaftsraums und die Kandidaten­
länder teilnehmen können. Die Zusammenarbeit mit an­
deren Drittstaaten und internationalen Organisationen 
oder Stellen, insbesondere im Rahmen der Partnerschaft 
Europa-Mittelmeer und der Östlichen Partnerschaft, sowie 
mit Nachbarstaaten, namentlich denen des westlichen 
Balkans und des Schwarzmeerraums, sollte ebenfalls ge­
fördert werden. 

(30) Es sollte weiter geprüft werden, ob zur Erleichterung der 
Teilnahme von Kandidatenländern am Programm ISA 
Heranführungshilfen eingesetzt werden können und ob 
die Nutzung gemeinsamer Rahmen und allgemeiner In­
strumente, die durch das Programm ISA geschaffen oder 
verbessert wurden, über die Strukturfonds und von den 
Nutzern kofinanziert werden kann.
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(31) Um die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung der Ge­
meinschaft sicherzustellen und eine unnötige Vielfalt in 
der Ausstattung, wiederholte Studien und voneinander 
abweichende Konzepte zu vermeiden, sollte es möglich 
sein, die im Rahmen des Programms ISA erarbeiteten 
oder angewandten Lösungen für Initiativen Dritter zu 
nutzen, sofern dadurch keine Kosten zulasten des Ge­
samthaushaltsplans der Europäischen Union anfallen 
und das wesentliche Gemeinschaftsziel der betreffenden 
Lösung nicht beeinträchtigt wird. 

(32) In diesem Beschluss wird für das Mehrjahresprogramm 
eine Finanzausstattung festgelegt, die für die Haushalts­
behörde im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahrens 
den vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne von Nummer 
37 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat 
und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und 
die wirtschaftliche Haushaltsführung ( 1 ) bildet. Diese Fi­
nanzausstattung sollte auch die Ausgaben für Vorberei­
tungs-, Überwachungs-, Kontroll-, Prüf- und Bewertungs­
tätigkeiten abdecken, die unmittelbar zur Verwaltung des 
Programms und zur Verwirklichung seiner Ziele notwen­
dig sind, insbesondere für Studien, Sachverständigensit­
zungen, Information und Veröffentlichungen, sowie Aus­
gaben für IKT-Systeme und -netze zum Informationsaus­
tausch und zur Informationsverarbeitung, wie auch alle 
anderen Ausgaben der Kommission für technische und 
administrative Hilfe und Unterstützung zur Verwaltung 
des Programms. 

(33) Da das Ziel dieses Beschlusses, nämlich die wirksame und 
effiziente grenz- und sektorübergreifende elektronische 
Interaktion zwischen europäischen Behörden zu erleich­
tern und so die Erbringung elektronischer öffentlicher 
Dienstleistungen zu ermöglichen, die die Durchführung 
gemeinschaftspolitischer Strategien und Maßnahmen för­
dern, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
verwirklicht werden kann und daher wegen des Umfangs 
und der Wirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen 
besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen ist, 
kann die Gemeinschaft in Einklang mit dem in 
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip 
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser 
Beschluss nicht über das zur Erreichung dieses Zieles 
erforderliche Maß hinaus — 

BESCHLIESSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Ziel 

(1) Mit diesem Beschluss wird für den Zeitraum 2010-2015 
ein Programm zu Interoperabilitätslösungen für europäische öf­
fentliche Verwaltungen einschließlich der Verwaltungen auf lo­
kaler und regionaler Ebene sowie der Organe und Einrichtungen 

der Gemeinschaft erstellt, das gemeinsame Lösungen zur För­
derung der Interoperabilität bereitstellt („Programm ISA“). 

(2) Ziel des Programms ISA ist es, die wirksame und effi­
ziente grenz- und sektorübergreifende Interaktion zwischen eu­
ropäischen öffentlichen Verwaltungen, einschließlich Einrichtun­
gen, die in ihrem Auftrag öffentliche Aufgaben wahrnehmen, zu 
erleichtern und so deren Zusammenarbeit zu unterstützen und 
die Erbringung elektronischer öffentlicher Dienstleistungen zu 
ermöglichen, die die Durchführung gemeinschaftspolitischer 
Strategien und Maßnahmen fördern. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Beschlusses bezeichnet der Ausdruck 

a) „Interoperabilität“ die Fähigkeit verschiedener und unter­
schiedlicher Organisationen zur Interaktion zum beiderseiti­
gen Nutzen und im Interesse gemeinsamer Ziele; dies 
schließt den Austausch von Informationen und Wissen zwi­
schen den beteiligten Organisationen durch von ihnen unter­
stützte Geschäftsprozesse mittels Datenaustausch zwischen 
ihren jeweiligen IKT-Systemen ein; 

b) „Lösungen“ gemeinsame Rahmen, gemeinsame Dienste und 
allgemeine Instrumente; 

c) „gemeinsame Rahmen“ Strategien, Spezifikationen, metho­
dische Konzepte, Leitlinien und ähnliche Ansätze und Unter­
lagen; 

d) „gemeinsame Dienste“ praktische Anwendungen und Infra­
strukturen allgemeiner Art, die über verschiedene Politikfel­
der hinweg bestehenden allgemeinen Nutzeranforderungen 
gerecht werden; 

e) „allgemeine Instrumente“ Referenzplattformen, gemeinsame 
Plattformen und Kooperationsplattformen, gemeinsame 
Komponenten und ähnliche Bausteine, die über verschiedene 
Politikfelder hinweg bestehenden allgemeinen Nutzeranforde­
rungen gerecht werden; 

f) „Aktionen“ Studien, Projekte und flankierende Maßnahmen; 

g) „flankierende Maßnahmen“ strategische Maßnahmen und 
Sensibilisierungsmaßnahmen, Maßnahmen zur Unterstüt­
zung der Verwaltung des Programms ISA und Maßnahmen 
in Bezug auf den Erfahrungsaustausch sowie den Austausch 
und die Förderung guter Praxis. 

Artikel 3 

Tätigkeiten 

Im Rahmen des Programms ISA wird folgendes unterstützt: 

a) die Erstellung und Verbesserung gemeinsamer Rahmen zur 
Förderung der grenz- und sektorübergreifenden Interoperabi­
lität;
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b) die Beurteilung der IKT-Implikationen vorgeschlagener oder 
verabschiedeter gemeinschaftlicher Rechtsakte sowie die Pla­
nung der Einführung von IKT-Systemen zur Unterstützung 
der Umsetzung dieser Rechtsakte; 

c) die Anwendung und Verbesserung bestehender gemeinsamer 
Dienste sowie die Entwicklung neuer gemeinsamer Dienste, 
deren Aufbereitung zur Nutzungsreife, Anwendung und Ver­
besserung, einschließlich der Interoperabilität von Public- 
Key-Infrastrukturen (PKI); 

d) die Verbesserung bestehender mehrfach verwendbarer all­
gemeiner Instrumente sowie die Entwicklung, Bereitstellung 
und Verbesserung neuer mehrfach verwendbarer allgemeiner 
Instrumente. 

Artikel 4 

Allgemeine Grundsätze 

Die im Rahmen des Programms ISA eingeleiteten oder fort­
gesetzten Maßnahmen werden sich auf folgende Grundsätze 
stützen: 

a) den Grundsatz der Technologieneutralität und technologi­
schen Anpassungsfähigkeit; 

b) den Grundsatz der Offenheit; 

c) den Grundsatz der Wiederverwendbarkeit; 

d) den Grundsatz des Schutzes der Privatsphäre und persönli­
cher Daten und 

e) den Grundsatz der Sicherheit. 

Artikel 5 

Aktionen 

(1) Die Gemeinschaft führt in Zusammenarbeit mit den Mit­
gliedstaaten und unter Einhaltung der in Artikel 8 festgelegten 
Durchführungsbestimmungen die im fortlaufenden Arbeitspro­
gramm nach Artikel 9 aufgeführten Aktionen durch. Diese Ak­
tionen werden von der Kommission durchgeführt. 

(2) Eine Studie umfasst eine Phase und wird mit einem Ab­
schlussbericht vollendet. 

(3) Ein Projekt umfasst, soweit zweckmäßig, drei Phasen: 

a) die Anlaufphase, die zur Erstellung der Projektcharta führt; 

b) die Durchführungsphase, die mit dem Durchführungsbericht 
beendet wird, sowie 

c) die operative Phase, die mit der Bereitstellung einer Lösung 
zur praktischen Anwendung beginnt. 

Die jeweiligen Projektphasen werden bei der Aufnahme der 
Aktionen in das fortlaufende Arbeitsprogramm definiert. 

(4) Die Durchführung des Programms ISA wird durch flan­
kierende Maßnahmen unterstützt. 

Artikel 6 

Projektcharta und Durchführungsbericht 

(1) Die Projektcharta umfasst eine Beschreibung 

a) der Dimension, der Ziele und Probleme oder Möglichkeiten, 
der Kreise, denen eine Lösung voraussichtlich zugute kommt, 
und des damit voraussichtlich verbundenen Nutzens sowie 
der quantitativen und qualitativen Indikatoren zum Messen 
dieses Nutzens; 

b) des Ansatzes einschließlich der organisatorischen Aspekte 
des Projektes wie Phasen, Ergebnisse und Zwischenziele so­
wie der Maßnahmen zur Erleichterung der mehrsprachigen 
Kommunikation; 

c) der betroffenen Akteure und Nutzer sowie der zugehörigen 
Verwaltungsstruktur; 

d) der Einzelheiten der Lösung, darunter deren innere Schlüssig­
keit und die Interdependenz mit anderen Lösungen, der er­
warteten Kosten, der zeitlichen Planung und der Erforder­
nisse sowie der geschätzten Gesamtkosten der Eigentümer­
schaft an der Lösung einschließlich etwaiger jährlicher Nut­
zungskosten; 

e) der Merkmale der Lösung und 

f) der Beschränkungen und Zwänge, beispielsweise Sicherheits- 
und Datenschutzerfordernisse. 

(2) Der Durchführungsbericht umfasst eine Beschreibung 

a) der Dimension, der Ziele und Probleme oder Möglichkeiten 
vor dem Hintergrund der Projektcharta; 

b) der Projekteffizienz, darunter ein Maß für die Errungenschaf­
ten, der angefallenen Kosten, der zeitlichen Planung und der 
Erfordernisse vor dem Hintergrund der Projektcharta, der 
erwarteten Kapitalerträge sowie der geschätzten Gesamtkos­
ten der Eigentümerschaft einschließlich der jährlichen Nut­
zungskosten; 

c) der organisatorischen Aspekte, darunter die Eignung der an­
gewandten Verwaltungsstruktur und gegebenenfalls Empfeh­
lungen für die Verwaltungsstruktur in der Phase nach der 
Durchführung; 

d) des vorgeschlagenen Plans für die Aufbereitung der Lösung 
bis zur operativen Phase (soweit zweckmäßig) sowie der 
Indikatoren für das Dienstniveau und 

e) der verfügbaren technischen Unterlagen und Anleitungen für 
die Endnutzer.
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Artikel 7 

Lösungen 

(1) Gemeinsame Rahmen werden durch Studien erstellt und 
unterhalten. 

Studien dienen auch als Mittel zur Unterstützung der Beurtei­
lung der IKT-Implikationen vorgeschlagener oder verabschiede­
ter gemeinschaftlicher Rechtsakte sowie der Planung der Einfüh­
rung von Lösungen zur Unterstützung der Umsetzung dieser 
Rechtsakte. 

(2) Die Studien werden veröffentlicht und den zuständigen 
Ausschüssen des Europäischen Parlaments als Grundlage für alle 
künftigen notwendigen Änderungen der Rechtsvorschriften 
übermittelt, um die Interoperabilität der IKT-Systeme der öffent­
lichen Verwaltungen sicherzustellen. 

(3) Allgemeine Instrumente werden durch Projekte erstellt 
und unterhalten. Projekte sind auch ein Mittel, um gemeinsame 
Dienste zu erarbeiten, zur Nutzungsreife aufzubereiten, bereit­
zustellen und zu unterhalten. 

Artikel 8 

Durchführungsbestimmungen 

(1) Bei der Durchführung des Programms ISA wird der eu­
ropäischen Interoperabilitätsstrategie und dem europäischen In­
teroperabilitätsrahmen angemessen Rechnung getragen. 

(2) Die Einbeziehung der größtmöglichen Anzahl von Mit­
gliedstaaten in eine Studie oder ein Projekt wird unterstützt. 
Eine Beteiligung an einer Studie oder einem Projekt ist in jeder 
Entwicklungsstufe möglich, und Mitgliedstaaten, die sich an ei­
ner Studie oder einem Projekt nicht beteiligen, werden ermutigt, 
dies zu einem späteren Zeitpunkt zu tun. 

(3) Um die Interoperabilität zwischen den einzelstaatlichen 
und gemeinschaftlichen Systemen zu gewährleisten, sind die 
gemeinsamen Rahmen, die gemeinsamen Dienste und die all­
gemeinen Instrumente unter Bezugnahme auf die geltenden eu­
ropäischen Normen oder die öffentlich verfügbaren bzw. offe­
nen Spezifikationen für den Informationsaustausch und die 
Diensteintegration zu spezifizieren. 

(4) Die Entwicklung oder Verbesserung von Lösungen wird 
sich gegebenenfalls auf Erfahrungsaustausch sowie den Aus­
tausch und die Förderung guter Praxis stützen oder damit ein­
hergehen. 

(5) Um Doppelarbeit zu vermeiden und die Entwicklung von 
Lösungen zu beschleunigen, werden die im Rahmen anderer 
einschlägiger Initiativen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaa­
ten erzielten Ergebnisse berücksichtigt, soweit dies zweckmäßig 
ist. 

Zur Maximierung von Synergien und zur Gewährleistung von 
Komplementarität und kombinierter Anstrengungen werden Ak­

tionen mit anderen einschlägigen Gemeinschaftsinitiativen koor­
diniert, soweit dies zweckmäßig ist. 

(6) Die Einleitung von Aktionen, die Definition der einzelnen 
Phasen solcher Aktionen und die Erstellung der Projektchartas 
und Durchführungsberichte werden von der Kommission im 
Zuge der Durchführung des gemäß Artikel 9 erstellten laufen­
den Arbeitsprogramms vorgenommen und beaufsichtigt. 

Artikel 9 

Fortlaufendes Arbeitsprogramm 

(1) Die Kommission erstellt ein fortlaufendes Arbeitspro­
gramm zur Durchführung von Aktionen für die gesamte Gel­
tungsdauer dieses Beschlusses. 

(2) Die Kommission genehmigt das fortlaufende Arbeitspro­
gramm sowie mindestens einmal jährlich etwaige Änderungen 
desselben. 

(3) Unbeschadet Artikel 10 Absatz 4 gilt das in Artikel 12 
Absatz 2 genannte Verwaltungsverfahren für die Genehmigung 
des fortlaufenden Arbeitsprogramms durch die Kommission so­
wie für etwaige Änderungen desselben. 

(4) Soweit zweckmäßig, umfasst das fortlaufende Arbeitspro­
gramm für jede Aktion 

a) eine Beschreibung der Dimension, der Ziele und Probleme 
oder Möglichkeiten, der Kreise, denen eine Lösung voraus­
sichtlich zugute kommt, und des damit voraussichtlich ver­
bundenen Nutzens sowie des organisatorischen und tech­
nischen Konzepts; 

b) eine Aufstellung der voraussichtlichen Kosten und gegebe­
nenfalls der zu erreichenden Zwischenziele. 

(5) Ein Projekt kann in jeder Projektphase in das fortlaufende 
Arbeitsprogramm aufgenommen werden. 

Artikel 10 

Haushaltsvorschriften 

(1) Die Freigabe von Mitteln erfolgt beim Erreichen der fol­
genden besonderen Zwischenziele: 

a) für die Einleitung einer Studie, einer flankierende Maßnahme 
oder der Anlaufphase eines Projekts die Aufnahme der Ak­
tion in das fortlaufende Arbeitsprogramm; 

b) für die Einleitung der Durchführungsphase eines Projekts die 
Projektcharta; 

c) für die Einleitung der nachfolgenden operativen Phase eines 
Projekts der Durchführungsbericht. 

(2) Zwischenziele, die während der Durchführungsphase so­
wie während der operativen Phase zu erreichen sind, werden im 
fortlaufenden Arbeitsprogramm definiert.
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(3) Wenn ein Projekt während der Durchführungsphase oder 
der operativen Phase in das fortlaufende Arbeitsprogramm auf­
genommen wird, erfolgt die Mittelfreigabe zum Zeitpunkt der 
Aufnahme des Projekts in das fortlaufende Arbeitsprogramm. 

(4) Änderungen des fortlaufenden Arbeitsprogramms, die 
Mittelzuweisungen in Höhe von mehr als 400 000 EUR pro 
Aktion betreffen, werden nach dem in Artikel 12 Absatz 2 
genannten Verwaltungsverfahren vorgenommen. 

(5) Das Programm ISA wird gemäß den Gemeinschaftsregeln 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge durchgeführt. 

Artikel 11 

Finanzbeitrag der Gemeinschaft 

(1) Die Erstellung und Verbesserung gemeinsamer Rahmen 
und allgemeiner Instrumente wird vollständig aus dem Pro­
gramm ISA finanziert. Die Nutzung dieser Rahmen und Instru­
mente wird von den Nutzern finanziert. 

(2) Die Erstellung, Aufbereitung zur Nutzungsreife und Ver­
besserung gemeinsamer Dienste wird vollständig aus dem Pro­
gramm ISA finanziert. Die Erbringung dieser Dienste wird in 
dem Umfang vollständig aus dem Programm ISA finanziert, in 
dem ihre Nutzung den Gemeinschaftsinteressen dienen kann. In 
anderen Fällen wird die Nutzung der Dienste einschließlich ihrer 
Erbringung auf dezentralisierter Ebene von den Nutzern finan­
ziert. 

(3) Flankierende Maßnahmen werden vollständig aus dem 
Programm ISA finanziert. 

Artikel 12 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird vom „Ausschuss für Interoperabi­
litätslösungen für europäische öffentliche Verwaltungen“ („ISA- 
Ausschuss“) unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die 
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung 
von dessen Artikel 8 

(3) Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt. 

Artikel 13 

Überwachung und Bewertung 

(1) Die Kommission überwacht die Durchführung des Pro­
gramms ISA kontinuierlich. Sie bemüht sich um die Ermittlung 
von Synergien mit ergänzenden Gemeinschaftsprogrammen. 

Die Kommission berichtet dem ISA-Ausschuss jährlich über die 
Durchführung des Programms ISA. 

(2) Die Lösungen werden alle zwei Jahre überprüft. 

(3) Das Programm ISA wird einer Zwischenprüfung und ei­
ner Abschlussbewertung unterzogen, deren Ergebnisse dem Eu­
ropäischen Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezember 
2012 bzw. bis zum 31. Dezember 2015 übermittelt werden. 
In diesem Zusammenhang kann der zuständige Ausschuss des 
Europäischen Parlaments die Kommission auffordern, die Ergeb­
nisse der Bewertung zu erläutern und Fragen der Ausschussmit­
glieder zu beantworten. 

Bei den Bewertungen werden Aspekte wie Sachdienlichkeit, 
Wirksamkeit, Effizienz, Nutzen, Nachhaltigkeit und Kohärenz 
der Aktionen des Programms ISA geprüft und die Leistungs­
bilanz im Hinblick auf das Ziel des Programms ISA und des 
fortlaufenden Arbeitsprogramms bewertet. Bei der Abschluss­
bewertung wird daneben geprüft, inwieweit die Ziele des Pro­
gramms ISA erreicht worden sind. 

Im Rahmen der Bewertungen wird auch der Nutzen der Aktio­
nen für die Gemeinschaft im Hinblick auf die Förderung ge­
meinschaftspolitischer Maßnahmen untersucht, es werden Berei­
che mit Verbesserungspotenzial ermittelt und eine Prüfung auf 
mögliche Synergien mit anderen Gemeinschaftsinitiativen auf 
dem Gebiet der grenz- und sektorübergreifenden Interoperabili­
tät vorgenommen. 

Artikel 14 

Interaktion mit den betroffenen Akteuren 

Die Kommission führt die betroffenen Akteure zusammen, da­
mit sie untereinander und mit der Kommission Themenstellun­
gen erörtern, die mit dem Programm ISA verbunden sind. Zu 
diesem Zweck veranstaltet die Kommission Konferenzen, Work­
shops und andere Treffen. Die Kommission bedient sich auch 
der interaktiven elektronischen Plattformen und kann jedes an­
dere Interaktionsmittel anwenden, das ihr geeignet erscheint. 

Artikel 15 

Internationale Zusammenarbeit 

(1) Die Länder des Europäischen Wirtschaftsraumes und die 
Kandidatenländer können sich im Rahmen der entsprechenden 
Abkommen mit der Gemeinschaft an dem Programm ISA betei­
ligen. 

(2) Die Zusammenarbeit mit anderen Drittstaaten und inter­
nationalen Organisationen oder Stellen, insbesondere im Rah­
men der Partnerschaft Europa-Mittelmeer und der Östlichen 
Partnerschaft, sowie mit Nachbarstaaten, namentlich denen des 
westlichen Balkans und denen des Schwarzmeerraums, wird 
ebenfalls gefördert. Die damit verbundenen Kosten werden nicht 
aus dem Programm ISA bestritten. 

(3) Das Programm ISA fördert in allen geeigneten Fällen die 
Wiederverwendung der in seinem Rahmen erreichten Lösungen 
durch Drittstaaten.
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Artikel 16 

Initiativen Dritter 

Unbeschadet anderer gemeinschaftspolitischer Maßnahmen kön­
nen die im Rahmen des Programms ISA erarbeiteten oder an­
gewandten Lösungen für Initiativen Dritter genutzt werden, so­
fern dadurch keine zusätzlichen Kosten zulasten des Gesamt­
haushaltsplans der Europäischen Union anfallen und das we­
sentliche Gemeinschaftsziel der betreffenden Lösung nicht be­
einträchtigt wird. 

Artikel 17 

Finanzbestimmungen 

(1) Die Finanzausstattung für die Durchführung von Gemein­
schaftsmaßnahmen gemäß diesem Beschluss wird für den Zeit­
raum vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2015 auf 
164 100 000 EUR festgesetzt; davon sind 103 500 000 EUR 
für den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2013 vorgesehen. 

Der für den Zeitraum nach dem 31. Dezember 2013 vorgese­
hene Betrag gilt als bestätigt, wenn er für diese Phase dem ab 
dem Jahr 2014 geltenden Finanzrahmen entspricht. 

(2) Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde in 
den Grenzen des Finanzrahmens bewilligt. 

Artikel 18 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Er gilt vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2015. 

Geschehen zu Straßburg am 16. September 2009. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
J. BUZEK 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 

C. MALMSTRÖM
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 21. September 2009 

zur Ernennung eines griechischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

(2009/731/EG, Euratom) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 259, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167, 

gestützt auf den Beschluss 2006/651/EG, Euratom ( 1 ), 

gestützt auf die von der griechischen Regierung vorgelegte Kan­
didatur, 

nach Stellungnahme der Kommission, 

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Herrn Kon­
stantinos POUPAKIS der Sitz eines Mitglieds des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden ist — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Herr Fotis AGADAKOS, stellvertretender Sekretär für Finanzen 
des Allgemeinen Griechischen Gewerkschaftsbundes, wird für 
die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 20. September 2010, 
zum Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Geschehen zu Brüssel am 21. September 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
T. BILLSTRÖM
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 21. September 2009 

zur Ernennung eines belgischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

(2009/732/EG, Euratom) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 259, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167, 

gestützt auf den Beschluss 2006/651/EG, Euratom ( 1 ), 

gestützt auf die von der belgischen Regierung vorgelegte Kan­
didatur, 

nach Stellungnahme der Kommission, 

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Herrn Josly 
PIETTE der Sitz eines Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschusses frei geworden ist — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Herr Claude ROLIN, Secrétaire général de la Confédération des 
Syndicats chrétiens de Belgique (CSC) — Gruppe der Arbeitneh­
mer (Gruppe II), wird für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 20. September 2010, zum Mitglied des Europäischen Wirt­
schafts- und Sozialausschusses ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Geschehen zu Brüssel am 21. September 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
T. BILLSTRÖM
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 21. September 2009 

zur Ernennung eines österreichischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses 

(2009/733/EG, Euratom) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 259, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom­
gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167, 

gestützt auf den Beschluss 2006/524/EG, Euratom ( 1 ), 

gestützt auf die von der österreichischen Regierung vorgelegte 
Kandidatur, 

nach Stellungnahme der Kommission, 

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Frau Evelyn 
REGNER der Sitz eines Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschusses frei geworden ist — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Herr Oliver RÖPKE, Leiter des ÖGB Europabüros in Brüssel — 
Gruppe der Arbeitnehmer (Gruppe II), wird für die verbleibende 
Amtszeit, d. h. bis zum 20. September 2010, zum Mitglied des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Geschehen zu Brüssel am 21. September 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
T. BILLSTRÖM
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LEITLINIEN 

EUROPÄISCHE ZENTRALBANK 

LEITLINIE DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 17. September 2009 

zur Änderung der Leitlinie EZB/2007/2 über ein transeuropäisches automatisiertes Echtzeit-Brutto- 
Express-Zahlungsverkehrssystem (TARGET2) 

(EZB/2009/21) 

(2009/734/EG) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 105 Absatz 2 erster und 
vierter Gedankenstrich, 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf 
Artikel 3.1 und Artikel 17, 18 und 22, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der EZB-Rat hat die Leitlinie EZB/2007/2 vom 
26. April 2007 über ein transeuropäisches automa­
tisiertes Echtzeit-Brutto-Express-Zahlungsverkehrssystem 
(TARGET2) ( 1 ) zur Regelung von TARGET2 verabschie­
det, das durch eine einzige technische Plattform mit der 
Bezeichnung Gemeinschaftsplattform („Single Shared 
Platform“ — SSP) gekennzeichnet ist. 

(2) Die Leitlinie EZB/2007/2 sollte aus folgenden Gründen 
geändert werden: a) im Hinblick auf die neue Version der 
SSP, b) zur Klarstellung der besonderen standortbezoge­
nen Überwachungsgrundsätze, die von Stellen zu befol­
gen sind, die Dienstleistungen in Euro anbieten, c) zur 
Aufnahme einer Ausnahmeregelung hinsichtlich bilatera­
ler Vereinbarungen mit Nebensystemen, die „Payments 
Module“ (PM)-Konten eröffnen und keiner Verpfändung 
oder Aufrechnung von Forderungen unterliegen, d) zur 
Wiedergabe einiger anderer technischer und redaktionel­
ler Verbesserungen und Klarstellungen und e) zur Strei­
chung von nicht mehr geltenden Bestimmungen hinsicht­
lich der Migration zu TARGET2 — 

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Leitlinie EZB/2007/2 wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 erhält die Definition des Begriffs „Nebensystem“ 
die folgende Fassung: 

„— ‚Nebensystem‘ oder ‚Ancillary System (AS)‘: ein der Auf­
sicht und/oder Überwachung durch eine zuständige Be­
hörde unterliegendes, von einer Stelle mit Sitz oder 
Zweigstelle im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) be­
triebenes und die Überwachungsanforderungen an den 
Standort der Infrastrukturen, die Dienstleistungen in 
Euro anbieten, in der jeweils geltenden und auf der 
Website der EZB veröffentlichten Fassung (*) erfüllendes 
System, in dem Zahlungen und/oder Finanzinstrumente 
eingereicht und/oder ausgeführt werden, wobei die da­
raus resultierenden Zahlungsverpflichtungen gemäß die­
ser Leitlinie und einer bilateralen Vereinbarung zwischen 
dem Nebensystem und der betreffenden Zentralbank des 
Eurosystems über TARGET2 abgewickelt werden; 

___________ 
(*) Die derzeitige Politik des Eurosystems in Bezug auf den 

Standort von Infrastrukturen ist in den folgenden Erklärun­
gen festgelegt, die auf der Website der EZB unter www.ecb. 
europa.eu abrufbar sind: a) das ‚Policy statement on euro 
payment and settlement systems located outside the euro 
area‘ vom 3. November 1998, b) ‚The Eurosystem’s policy 
line with regard to consolidation in central counterparty 
clearing‘ vom 27. September 2001, c) ‚The Eurosystem po­
licy principles on the location and operation of infrastructu­
res settling in euro-denominated payment transactions‘ vom 
19. Juli 2007 und d) ‚The Eurosystem policy principles on 
the location and operation of infrastructures settling euro- 
denominated payment transactions: specification of ‚legally 
and operationally located in the euro area‘ ‘ vom 
20. November 2008.“
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2. Artikel 8 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„4. Abweichend von Absatz 3 stehen bilaterale Verein­
barungen mit Nebensystemen, die das PI verwenden, aber 
nur Zahlungen zugunsten ihrer Kunden abwickeln, im Ein­
klang mit 

a) Anhang II außer Titel V, Artikel 36 sowie Anlagen VI und 
VII und 

b) Anhang IV Artikel 18.“; 

3. Artikel 13 wird gestrichen. 

4. Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 15 

Sonstige Bestimmungen und Übergangsregelungen 

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Leitlinie, die 
sich auf Heimatkonten beziehen, und sonstiger Beschlüsse 
und Entscheidungen des EZB-Rates unterliegen Konten, die 
von einer teilnehmenden NZB außerhalb des PM für Kredit­
institute und Nebensysteme eröffnet werden, den Regelungen 
dieser teilnehmenden NZB. Konten, die von einer teilneh­
menden NZB außerhalb des PM für Stellen eröffnet werden, 
die keine Kreditinstitute oder Nebensysteme sind, unterliegen 
den Regelungen dieser teilnehmenden NZB. 

(2) Während der für sie geltenden Übergangsfrist kann 
jede Zentralbank des Eurosystems weiterhin Zahlungen und 
sonstige Transaktionen über ihre Heimatkonten abwickeln, 
insbesondere: 

a) Zahlungen zwischen Kreditinstituten, 

b) Zahlungen zwischen Kreditinstituten und Nebensystemen 
sowie 

c) Zahlungen im Rahmen von Offenmarktgeschäften des 
Eurosystems. 

(3) Mit Ablauf der Übergangsfrist endet 

a) die Möglichkeit für die in Anhang II Artikel 4 Absatz 1 
Buchstaben a und b genannten Stellen, sich durch eine 

Zentralbank des Eurosystems als erreichbarer BIC-Inhaber 
registrieren zu lassen, 

b) die indirekte Teilnahme über eine Zentralbank des Euro­
systems sowie 

c) die Abwicklung der in Absatz 2 Buchstaben a bis c ge­
nannten Zahlungen auf Heimatkonten.“ 

5. Die Anhänge II, III und IV der Leitlinie EZB/2007/2 werden 
nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Leitlinie geän­
dert. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

(1) Diese Leitlinie tritt am 22. September 2009 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Absatz 1, Artikel 1 Absatz 1a, Artikel 1 
Absatz 2 und Artikel 2 des Anhangs dieser Leitlinie gelten ab 
dem 23. Oktober 2009. 

(3) Die anderen Bestimmungen dieser Leitlinie gelten ab den 
23. November 2009. 

Artikel 3 

Adressaten und Umsetzungsmaßnahmen 

(1) Diese Leitlinie gilt für alle Zentralbanken des Eurosys­
tems. 

(2) Die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, die den 
Euro eingeführt haben, übermitteln der EZB bis zum 
9. Oktober 2009 die Regelungen, mit denen sie beabsichtigen, 
diese Leitlinie umzusetzen. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 17. September 2009. 

Für den EZB-Rat 
Der Präsident der EZB 

Jean-Claude TRICHET
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ANHANG 

1. Anhang II der Leitlinie EZB/2007/2 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Definition des Begriffs „Nebensystem“ erhält folgende Fassung: 

„— ‚Nebensystem‘ oder ‚Ancillary System (AS)‘: ein der Aufsicht und/oder Überwachung durch eine zuständige 
Behörde unterliegendes, von einer Stelle mit Sitz oder Zweigstelle im Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) betriebenes und die Überwachungsanforderungen an den Standort der Infrastrukturen, die Dienst­
leistungen in Euro anbieten, in der jeweils geltenden und auf der Website der EZB veröffentlichten 
Fassung (*) erfüllendes System, in dem Zahlungen und/oder Finanzinstrumente eingereicht und/oder aus­
geführt werden, wobei die daraus resultierenden Zahlungsverpflichtungen gemäß dieser Leitlinie und einer 
bilateralen Vereinbarung zwischen dem Nebensystem und der betreffenden Zentralbank des Eurosystems 
über TARGET2 abgewickelt werden, 

___________ 
(*) Die derzeitige Politik des Eurosystems in Bezug auf den Standort von Infrastrukturen ist in den folgenden 

Erklärungen festgelegt, die auf der Website der EZB unter www.ecb.europa.eu abrufbar sind: a) das ‚Policy 
statement on euro payment and settlement systems located outside the euro area‘ vom 3. November 1998, 
b) ‚The Eurosystem’s policy line with regard to consolidation in central counterparty clearing‘ vom 
27. September 2001, c) ‚The Eurosystem policy principles on the location and operation of infrastructures 
settling in euro-denominated payment transactions‘ vom 19. Juli 2007 und d) ‚The Eurosystem policy 
principles on the location and operation of infrastructures settling euro-denominated payment trans­
actions: specification of ‚legally and operationally located in the euro area‘ ‘ vom 20. November 2008.“ 

b) Die Definition des Begriffs „technische Störung von TARGET2“ erhält folgende Fassung: 

„— ‚technische Störung von TARGET2‘ (‚technical malfunction of TARGET2‘): alle Probleme, Mängel oder 
Ausfälle der von TARGET2-[Zentralbank/Ländercode] verwendeten technischen Infrastruktur und/oder IT- 
Systeme oder alle sonstigen Ereignisse, die eine taggleiche Ausführung von Zahlungen in TARGET2- 
[Zentralbank/Ländercode] unmöglich machen.“ 

2. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) Stellen, die Nebensysteme betreiben und in dieser Eigenschaft handeln, und“ 

3. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Sofern vom Teilnehmer nicht anders gewünscht, wird/werden sein(e) BIC(s) im TARGET2-Directory 
veröffentlicht.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Die Teilnehmer willigen ein, dass die [Name der Zentralbank einfügen] und andere Zentralbanken die 
Namen und BICs der Teilnehmer veröffentlichen dürfen. Zusätzlich können die Namen und BICs von indi­
rekten Teilnehmern, die von Teilnehmern registriert worden sind, veröffentlicht werden, und die Teilnehmer 
stellen sicher, dass die indirekten Teilnehmer einer solchen Veröffentlichung zugestimmt haben.“ 

4. Artikel 12 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die [Name der Zentralbank einfügen] eröffnet und führt für jeden Teilnehmer mindestens ein PM-Konto. 
Auf Antrag eines als Verrechnungsbank handelnden Teilnehmers eröffnet die [Name der Zentralbank einfügen] 
ein oder mehrere Unterkonten in TARGET2-[Zentralbank/Ländercode einfügen] zum Zwecke der Liquiditäts­
zuordnung.“ 

5. Folgender Artikel 14 Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Die SSP bestimmt den Zeitpunkt für die Abwicklung von Zahlungsaufträgen anhand der Zeit, zu der sie 
den Zahlungsauftrag empfängt und annimmt.“
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6. Artikel 15 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 15 

Prioritätsregeln 

(1) Die einreichenden Teilnehmer kennzeichnen den jeweiligen Zahlungsauftrag als 

a) normalen Zahlungsauftrag (Prioritätsstufe 2), 

b) dringenden (‚urgent‘) Zahlungsauftrag (Prioritätsstufe 1) oder 

c) sehr dringenden (‚highly urgent‘) Zahlungsauftrag (Prioritätsstufe 0). 

Wenn bei einem Zahlungsauftrag keine Priorität angegeben ist, wird dieser als normaler Zahlungsauftrag behan­
delt. 

(2) Sehr dringende Zahlungsaufträge dürfen nur eingereicht werden von 

a) Zentralbanken und 

b) Teilnehmern, sofern es sich um Zahlungen an die bzw. von der CLS International Bank oder Liquiditätsüber­
träge im Zusammenhang mit dem Zahlungsausgleich von Nebensystemen mittels der Nebensystem-Schnitt­
stelle handelt. 

Alle Zahlungsaufträge, die von einem Nebensystem über die Nebensystem-Schnittstelle zur Belastung von oder 
Gutschrift auf PM-Konten der Teilnehmer eingereicht werden, gelten als sehr dringende Zahlungsaufträge. 

(3) Über das ICM beauftragte Liquiditätsüberträge sind dringende Zahlungsaufträge. 

(4) Bei dringenden und normalen Zahlungsaufträgen kann der Zahler die Priorität über das ICM mit sofortiger 
Wirkung ändern. Die Priorität eines sehr dringenden Zahlungsauftrags kann nicht geändert werden.“ 

7. Artikel 17 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Nach Eingang des Reservierungsauftrags überprüft die [Name der Zentralbank einfügen], ob auf dem PM- 
Konto des Teilnehmers ausreichend Liquidität für die Reservierung vorhanden ist. Wenn dies nicht der Fall ist, 
wird nur die auf dem PM-Konto vorhandene Liquidität reserviert. Der Rest der beantragten Liquidität wird 
reserviert, wenn zusätzliche Liquidität zur Verfügung steht.“ 

8. Der folgende Artikel 17a wird eingefügt: 

„Artikel 17a 

Daueraufträge für Liquiditätsreservierung und Liquiditätszuordnung 

(1) Die Teilnehmer können über das ICM den Standardliquiditätsbetrag für sehr dringende oder dringende 
Zahlungsaufträge im Voraus festlegen. Dieser Dauerauftrag oder eine Änderung dieses Dauerauftrags wird ab dem 
nächsten Geschäftstag wirksam. 

(2) Die Teilnehmer können über das ICM den für den Zahlungsausgleich von Nebensystemen zurückbehalte­
nen Standardliquiditätsbetrag im Voraus festlegen. Dieser Dauerauftrag oder eine Änderung dieses Dauerauftrags 
wird ab dem nächsten Geschäftstag wirksam. Die [Name der Zentralbank einfügen] gilt hiermit als von den 
Teilnehmern angewiesen, Liquidität in ihrem Auftrag zuzuordnen, wenn das betreffende Nebensystem dies 
beantragt.“ 

9. Artikel 21 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 21 

Abwicklung und Rückgabe von Zahlungsaufträgen in der Warteschlange 

(1) Zahlungsaufträge, die nicht umgehend in der Eingangsdisposition abgewickelt werden können, werden 
gemäß Artikel 15 mit der vom betreffenden Teilnehmer angegebenen Priorität in die Warteschlangen eingestellt.
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(2) Die [Name der Zentralbank einfügen] kann zur besseren Abwicklung von Zahlungsaufträgen in der 
Warteschlange die in Anlage I aufgeführten Optimierungsverfahren anwenden. 

(3) Außer bei sehr dringenden Zahlungsaufträgen kann der Zahler die Position von Zahlungsaufträgen in der 
Warteschlange über das ICM verändern (d. h. eine neue Reihenfolge festlegen). Zahlungsaufträge können während 
der Tagverarbeitung (siehe Anlage V) jederzeit mit sofortiger Wirkung entweder an den Anfang oder das Ende der 
jeweiligen Warteschlange verschoben werden. 

(4) Auf Antrag eines Zahlers kann die [Name der Zentralbank einfügen] oder, soweit eine AL-Gruppe be­
troffen ist, die Zentralbank des Leiters der AL-Gruppe entscheiden, die Position eines sehr dringenden Zahlungs­
auftrags in der Warteschlange (außer sehr dringenden Zahlungsaufträgen im Rahmen der Abwicklungsverfahren 5 
und 6) zu ändern, wenn diese Änderung weder den reibungslosen Zahlungsausgleich durch Nebensysteme in 
TARGET2 beeinträchtigen noch anderweitig zu Systemrisiken führen würde. 

(5) Über das ICM beauftragte Liquiditätsüberträge werden bei unzureichender Liquidität umgehend als nicht 
ausgeführt zurückgegeben. Sonstige Zahlungsaufträge werden als nicht ausgeführt zurückgegeben, wenn sie bis 
zum Annahmeschluss für den entsprechenden Nachrichtentyp (siehe Anlage V) nicht ausgeführt werden konn­
ten.“ 

10. Artikel 24 Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Das in Artikel 25 Absätze 4 und 5 dargelegte Genehmigungsverfahren zur Nutzung des AL-Verfahrens 
gilt sinngemäß für das Genehmigungsverfahren zur Nutzung des CAI-Verfahrens. Der Leiter der CAI-Gruppe 
richtet keine Ausfertigung einer CAI-Vereinbarung an die Leit-NZB.“ 

11. Artikel 37 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Auf Anforderung durch das Nebensystem (mittels der Nachricht ‚Beginn des Zyklus‘ (‚start of cycle‘)) sperrt 
die [Name der Zentralbank einfügen] das Guthaben auf dem Unterkonto des Teilnehmers. Gegebenenfalls erhöht 
oder reduziert die [Name der Zentralbank einfügen] danach den eingefrorenen Betrag durch Gutschrift oder 
Belastung des Unterkontos von bzw. mit Zahlungen im Wege der systemübergreifenden Abwicklung oder durch 
Gutschrift von Liquiditätsübertragungen auf dem Unterkonto. Auf Mitteilung des Nebensystems (mittels der 
Nachricht ‚Ende des Zyklus‘ (‚end of cycle‘)) wird das Guthaben wieder freigegeben. 

(3) Durch die Bestätigung, dass das Guthaben auf dem Unterkonto des Teilnehmers gesperrt wurde, über­
nimmt die [Name der Zentralbank einfügen] gegenüber dem Nebensystem eine Zahlungsgarantie bis zum Betrag 
dieses Guthabens. Durch die gegebenenfalls abzugebende Bestätigung der Erhöhung oder Reduzierung des einge­
frorenen Betrags durch Gutschrift oder Belastung des Unterkontos von bzw. mit Zahlungen im Wege der 
systemübergreifenden Abwicklung oder durch Gutschrift von Liquiditätsübertragungen auf dem Unterkonto 
wird die Garantie automatisch um den Betrag der Zahlung erhöht oder reduziert. Unbeschadet der vorgenannten 
Erhöhung oder Reduzierung der Garantie ist die Garantie unwiderruflich, unbedingt und zahlbar auf erstes 
Anfordern. Ist die [Name der Zentralbank einfügen] nicht die Zentralbank des Nebensystems, gilt die [Name 
der Zentralbank einfügen] als angewiesen, gegenüber der Zentralbank des Nebensystems die vorgenannte Garan­
tie zu übernehmen.“ 

12. Anlage I wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt 2 wird wie folgt geändert: 

i) Die Tabelle in Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Nachrichtentyp Art der Verwendung Beschreibung 

MT 103 Obligatorisch Kundenzahlung 

MT 103+ Obligatorisch Kundenzahlung (durchgängig automati­
sierte Abwicklung ‚Straight Through 
Processing‘ — STP) 

MT 202 Obligatorisch Bank-an-Bank-Zahlung 

MT 202COV Obligatorisch Deckungszahlungen 

MT 204 Optional Zahlung per Lastschrift 

MT 011 Optional Zustellbenachrichtigung (‚Delivery notifi­
cation‘) 

MT 012 Optional Senderbenachrichtigung (‚Sender notifi­
cation‘) 

MT 019 Obligatorisch Abbruchmitteilung (‚Abort notification‘) 

MT 900 Optional Belastungsbestätigung 

MT 910 Optional Gutschriftbestätigung 

MT 940/950 Optional (Kunden-) Kontoauszug“
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ii) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) MT 202COV-Nachrichten werden für Deckungszahlungen (‚cover payments‘) verwendet, d. h. Zah­
lungen durch Korrespondenzbanken zur Abwicklung (Deckung) von Überweisungsnachrichten, die auf 
andere, direktere Weise an die Bank eines Kunden übermittelt werden. Die in MT202COV enthaltenen 
Kundendaten werden nicht im ICM angezeigt.“ 

b) Abschnitt 8 wird wie folgt geändert: 

i) Absatz 4 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) der User-to-Application-Modus (U2A) 

Der U2A ermöglicht die direkte Kommunikation zwischen dem Teilnehmer und dem ICM. Die Infor­
mationen werden in einem Browser angezeigt, der auf einem PC-System (SWIFT Alliance WebStation 
oder eine andere von SWIFT vorgeschriebene Schnittstelle) läuft. Für den U2A-Zugriff muss die IT- 
Infrastruktur Cookies und JavaScript unterstützen. Weitere Einzelheiten sind im ICM-Benutzerhandbuch 
aufgeführt.“ 

ii) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Jeder Teilnehmer verfügt über mindestens eine SWIFT Alliance WebStation oder eine andere von 
SWIFT vorgeschriebene Schnittstelle, um über U2A Zugriff auf das ICM zu erhalten.“ 

13. Anlage II wird wie folgt geändert: 

Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Bedingungen für Ausgleichsangebote 

a) Ein Zahler kann eine Aufwandspauschale und eine Zinsausgleichszahlung geltend machen, wenn aufgrund 
einer technischen Störung von TARGET2 ein Zahlungsauftrag nicht am Geschäftstag seiner Annahme 
abgewickelt wurde. 

b) Ein Zahlungsempfänger kann eine Aufwandspauschale geltend machen, wenn er aufgrund einer tech­
nischen Störung von TARGET2 eine an einem bestimmten Geschäftstag erwartete Zahlung nicht emp­
fangen hat. Der Zahlungsempfänger kann ferner eine Zinsausgleichszahlung geltend machen, wenn eine 
oder mehrere der folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

i) bei Teilnehmern, die Zugang zur Spitzenrefinanzierungsfazilität haben: wenn ein Zahlungsempfänger 
aufgrund einer technischen Störung von TARGET2 die Spitzenrefinanzierungsfazilität in Anspruch 
genommen hat und/oder 

ii) bei allen Teilnehmern: wenn es technisch unmöglich war, sich über den Geldmarkt zu refinanzieren, 
oder eine solche Refinanzierung aus anderen, objektiv nachvollziehbaren Gründen unmöglich war.“ 

14. Anlage III wird wie folgt geändert: 

In den Mustern für Ländergutachten („country opinion“) für TARGET2-Teilnehmerländer, die nicht dem EWR 
angehören, erhält Absatz 3.6.a. folgende Fassung: 

„3.6.a. Übertragung von Rechten oder hinterlegten Vermögenswerten zur Besicherung, als Pfand und/oder Pensionsgeschäft 

Die Übertragung zum Zwecke der Besicherung ist gemäß den Rechtsvorschriften von [Staat] rechtsgültig 
und durchsetzbar. Ferner ist die Begründung und Realisierung eines Pfandrechts oder Pensionsgeschäfts 
gemäß [Verweis auf die relevante Vereinbarung mit der Zentralbank] nach [Adjektiv, das den Staat 
bezeichnet] Recht rechtsgültig.“ 

15. Anlage IV wird wie folgt geändert: 

Abschnitt 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Alle in dieser Anlage enthaltenen Verweise auf bestimmte Zeiten beziehen sich auf die Ortszeit am Sitz der 
EZB, d. h. die Mitteleuropäische Zeit (MEZ (*)). 

___________ 
(*) Der Begriff ‚MEZ‘ berücksichtigt die Umstellung zur Mitteleuropäischen Sommerzeit.“
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16. Anlage V erhält folgende Fassung: 

„Anlage V 

ÖFFNUNGSZEITEN UND TAGESABLAUF 

1. TARGET2 ist täglich außer samstags, sonntags, an Neujahr, am Karfreitag und Ostermontag (nach dem am 
Sitz der EZB gültigen Kalender), am 1. Mai sowie am 25. und 26. Dezember geöffnet. 

2. Die maßgebliche Zeit für das System ist die Ortszeit am Sitz der EZB, d. h. die MEZ. 

3. Der laufende Geschäftstag wird am Abend des vorhergehenden Geschäftstages eröffnet und hat folgenden 
Ablauf: 

Zeit Beschreibung 

6.45 Uhr — 7.00 Uhr Geschäftsbetrieb-Fenster zur Vorbereitung des Tagesgeschäfts (*) 

7.00 Uhr — 18.00 Uhr Tagverarbeitung 

17.00 Uhr Annahmeschluss für Kundenzahlungen (d. h. Zahlungen, die im System an 
der Verwendung des Nachrichtenformats MT 103 oder MT 103+ zu erken­
nen sind, bei denen der Auftraggeber und/oder Begünstigte einer Zahlung 
kein direkter oder indirekter Teilnehmer ist) 

18.00 Uhr Annahmeschluss für Interbankzahlungen (d. h. Zahlungen, die keine Kun­
denzahlungen sind) 

8.00 Uhr — 18.45 Uhr (**) Tagesabschlussverfahren 

18.15 Uhr (**) Allgemeiner Annahmeschluss für die Inanspruchnahme der ständigen Fazili­
täten 

(Kurz nach) 18.30 Uhr (***) Daten zur Aktualisierung der Bilanzierungssysteme stehen den Zentralbanken 
zur Verfügung 

18.45 Uhr — 19.30 Uhr (***) Tagesbeginn-Verarbeitung (neuer Geschäftstag) 

19.00 Uhr (***) — 19.30 
Uhr (**) 

Bereitstellung von Liquidität auf dem PM-Konto 

19.30 Uhr (***) Nachricht ‚Beginn des Verfahrens‘ (‚start of procedure‘) und Abwicklung der 
Daueraufträge zur Liquiditätsübertragung von PM-Konten auf Unterkonten/ 
Spiegelkonten (Nebensystem-Abwicklung) 

19.30 Uhr (***) — 22.00 Uhr Ausführung weiterer Liquiditätsübertragungen über das ICM, bevor das Ne­
bensystem die Nachricht ‚Beginn des Zyklus‘ (‚start of cycle‘) sendet; Abwick­
lungszeitraum für den Nachtbetrieb der Nebensysteme (nur für das Neben­
system-Abwicklungsverfahren 6) 

22.00 Uhr — 1.00 Uhr Wartungszeitraum 

1.00 Uhr — 6.45 Uhr Abwicklungsverfahren für den Nachtbetrieb der Nebensysteme (nur für das 
Nebensystem-Abwicklungsverfahren 6) 

(*) Tagesgeschäft: Tagverarbeitungs-Phase und Tagesabschlussverfahren. 
(**) Endet am letzten Tag der Mindestreserve-Erfüllungsperiode des Eurosystems 15 Minuten später. 

(***) Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfüllungsperiode des Eurosystems 15 Minuten später. 

4. Das ICM steht von 19.30 Uhr ( 1 ) bis 18.00 Uhr am folgenden Tag für Liquiditätsübertragungen zur Verfügung, 
mit Ausnahme des Wartungszeitraums von 22.00 Uhr bis 1.00 Uhr. 

5. Die Öffnungszeiten können geändert werden, wenn Business-Continuity-Maßnahmen gemäß Abschnitt 5 der 
Anlage IV ergriffen werden. 

___________ 
( 1 ) Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfüllungsperiode des Eurosystems 15 Minuten später.“

DE 3.10.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 260/37



2. Anhang III der Leitlinie EZB/2007/2 wird wie folgt geändert: 

Abschnitt 2 Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e) Stellen, die nicht in den Buchstaben a und b erfasst sind, die Nebensysteme betreiben und in dieser Eigenschaft 
handeln, sofern die Regelungen über die Gewährung von Innertageskrediten an diese Stellen dem EZB-Rat vorab 
vorgelegt und von diesem genehmigt wurden.“ 

3. Anhang IV der Leitlinie EZB/2007/2 wird wie folgt geändert: 

1. Abschnitt 11 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Zugang zu Informationen erfolgt für Verrechnungsbanken und Nebensysteme über das ICM. Die Neben­
systeme werden über eine erfolgreiche oder misslungene Abwicklung auf der Grundlage der gewählten 
Option — Einzel- oder Sammelbenachrichtigung — in Kenntnis gesetzt. Die Verrechnungsbanken werden 
auf Wunsch per SWIFT MT 900 oder MT 910 über eine erfolgreiche Abwicklung informiert.“ 

2. Abschnitt 14 Absatz 7 Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) SWIFT-Aufträge per MT 202, die nur während des laufenden Abwicklungsverfahrens 6 und während der 
Tagverarbeitung eingereicht werden dürfen. Diese Aufträge werden unverzüglich abgewickelt.“ 

4. Abschnitt 14 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Im Abwicklungsverfahren 6 wird die dedizierte Liquidität auf den Unterkonten für den laufenden Verarbei­
tungszyklus des Nebensystems (von der Nachricht ‚Beginn des Zyklus‘ (‚start of cycle‘) bis zur Nachricht ‚Ende 
des Zyklus‘ (‚end of cycle‘), jeweils vom Nebensystem versandt) eingefroren und danach wieder freigegeben. Das 
eingefrorene Guthaben kann sich während des Verarbeitungszyklus infolge der Zahlungen im Wege der 
systemübergreifenden Abwicklung oder im Falle der Liquiditätsübertragung durch eine Verrechnungsbank 
von ihrem PM-Konto ändern. Die AS-Zentralbank informiert das Nebensystem über die Reduzierung oder 
Erhöhung von Liquidität auf dem Unterkonto infolge von Zahlungen im Wege der systemübergreifenden 
Abwicklung. Wenn das Nebensystem es verlangt, wird es von der AS-Zentralbank auch über die erhöhte 
Liquidität auf dem Unterkonto infolge von Liquiditätsübertragungen durch die Verrechnungsbank informiert.“ 

4. Abschnitt 14 Absatz 12 erhält folgende Fassung: 

„(12) Die systemübergreifende Abwicklung zwischen zwei Nebensystemen, die im ‚interfaced‘-Modus arbeiten, kann 
nur von einem Nebensystem (oder von der AS-Zentralbank in seinem Namen) veranlasst werden, dessen 
Teilnehmer-Unterkonto belastet wird. Der Zahlungsauftrag wird abgewickelt, indem das Unterkonto eines 
Teilnehmers des Nebensystems, das den Zahlungsauftrag veranlasst, mit dem im Zahlungsauftrag angegebe­
nen Betrag belastet wird und dieser dem Unterkonto eines Teilnehmers eines anderen Nebensystems gut­
geschrieben wird. 

Das Nebensystem, das den Zahlungsauftrag veranlasst, und das andere Nebensystem werden über den Ab­
schluss der Abwicklung benachrichtigt. Die Verrechnungsbanken werden auf Wunsch per SWIFT MT 900 
oder MT 910 über eine erfolgreiche Abwicklung informiert.“ 

5. Abschnitt 14 Absatz 13 erhält folgende Fassung: 

„(13) Die systemübergreifende Abwicklung von einem Nebensystem, das das Schnittstellenmodell verwendet, an ein 
Nebensystem, das das integrierte Modell verwendet, kann von dem Nebensystem (oder von der AS-Zentral­
bank in seinem Namen) veranlasst werden, das das Schnittstellenmodell verwendet. Der Zahlungsauftrag wird 
abgewickelt, indem das Unterkonto eines Teilnehmers des Nebensystems, das das Schnittstellenmodell ver­
wendet, mit dem im Zahlungsauftrag angegebenen Betrag belastet wird und dieser dem Spiegelkonto gut­
geschrieben wird, das von dem Nebensystem verwendet wird, das das integrierte Modell verwendet. Der 
Zahlungsauftrag kann nicht von dem Nebensystem veranlasst werden, das das integrierte Modell verwendet 
und auf dessen Spiegelkonto die Gutschrift erfolgt. 

Das Nebensystem, das den Zahlungsauftrag veranlasst, und das andere Nebensystem werden über den Ab­
schluss der Abwicklung benachrichtigt. Die Verrechnungsbanken werden auf Wunsch per SWIFT MT 900 
oder MT 910 über eine erfolgreiche Abwicklung informiert.“ 

6. Abschnitt 14 Absatz 17 erhält folgende Fassung: 

„(17) Die systemübergreifende Abwicklung zwischen zwei Nebensystemen, die das integrierte Modell verwenden, 
kann nur von einem Nebensystem (oder von der AS-Zentralbank in seinem Namen) veranlasst werden, dessen 
Spiegelkonto belastet wird. Der Zahlungsauftrag wird abgewickelt, indem das Spiegelkonto des Nebensystems, 
das den Zahlungsauftrag veranlasst, mit dem im Zahlungsauftrag angegebenen Betrag belastet wird und dieser 
dem Spiegelkonto eines anderen Nebensystems gutgeschrieben wird. Der Zahlungsauftrag kann nicht von 
dem Nebensystem veranlasst werden, auf dessen Spiegelkonto die Gutschrift erfolgt.
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Das Nebensystem, das den Zahlungsauftrag veranlasst, und das andere Nebensystem werden über den Ab­
schluss der Abwicklung benachrichtigt. Die Verrechnungsbanken werden auf Wunsch per SWIFT MT 900 
oder MT 910 über eine erfolgreiche Abwicklung informiert.“ 

7. Abschnitt 14 Absatz 18 erhält folgende Fassung: 

„(18) Die systemübergreifende Abwicklung von einem Nebensystem, das das integrierte Modell verwendet, an ein 
Nebensystem, das das Schnittstellenmodell verwendet, kann von dem Nebensystem (oder von der AS-Zentral­
bank in seinem Namen) veranlasst werden, das das integrierte Modell verwendet. Der Zahlungsauftrag wird 
abgewickelt, indem das Spiegelkonto des Nebensystems, das das integrierte Modell verwendet, mit dem im 
Zahlungsauftrag angegebenen Betrag belastet wird und dieser dem Unterkonto eines Teilnehmers eines 
anderen Nebensystems gutgeschrieben wird. Der Zahlungsauftrag kann nicht von dem Nebensystem ver­
anlasst werden, das das Schnittstellenmodell verwendet und auf dessen Teilnehmer-Unterkonto die Gutschrift 
erfolgt. 

Das Nebensystem, das den Zahlungsauftrag veranlasst, und das andere Nebensystem werden über den Ab­
schluss der Abwicklung benachrichtigt. Die Verrechnungsbanken werden auf Wunsch per SWIFT MT 900 
oder MT 910 über eine erfolgreiche Abwicklung informiert.“ 

8. Abschnitt 15 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Verfahren ‚Abwicklungszeitraum‘ (‚till‘) ermöglicht die Festlegung eines begrenzten Zeitraums für die 
Nebensystem-Abwicklung, damit die Abwicklung anderer Nebensystem- oder TARGET2-Transaktionen nicht 
verhindert oder verzögert wird. Wenn ein Zahlungsauftrag bis zum Erreichen der ‚till‘-Zeit oder innerhalb des 
festgelegten Abwicklungszeitraums nicht abgewickelt ist, wird er entweder zurückgegeben oder es kann bei den 
Abwicklungsverfahren 4 und 5 das Garantie-Konto-Verfahren aktiviert werden. Das Verfahren ‚Abwicklungs­
zeitraum‘ (‚till‘) kann für die Abwicklungsverfahren 1 bis 5 festgelegt werden.“
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Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge) umfasst 
alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen CD-ROM. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zu dem Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Die vom Amt für Veröffentlichungen herausgegebenen kostenpflichtigen Veröffentlichungen können über die 
Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


